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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Wie kann dabei ausgeschlossen werden, daß 

Kalisch politisch radikale Gruppen, die eine unfriedliche 

(CDU/CSU) Lösung der Apartheid-Politik beabsichtigen, von 

dieser Unterstützung profitieren? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 29. Juni 1988 

Die Kirchen in Südafrika setzen sich für einen friedhchen und evolutionä- 
ren Wandel ein. Sie verdienen unsere Unterstützung. Die Bundesregie- 
rung hat ferner gegenüber allen pohtisch und gesellschaftlich relevanten 
Kräften Südafrikas stets darauf hingewiesen, daß sie Gewalt zur Durch- 
setzung politischer Ziele entschieden ablehnt. 

2. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 

Kalisch über vor, in welcher Höhe die deutschen Kirchen 

(CDU/CSU) und Glaubensgemeinschaften den Südafrikani- 

schen Kirchenrat (SACC) und andere kirchliche 
Einrichtungen unterstützen? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 29, Juni 1988 

Die deutschen Kirchen und Glaubensgemeinschaften entscheiden über 
Art und Umfang der Unterstützung südafrikanischer Kirchen und kirchli- 
cher Einrichtungen in Südafrika in eigener Verantwortung und Zustän- 
digkeit. 

3. Abgeordneter Treffen Informationen aus Ärztekreisen zu, daß 

Lummer es bereits mindestens vier Fälle von HlV-Positi- 

(CDU/CSU) ven im Auswärtigen Dienst gibt, und wie sehen 

die Maßnahmen für die Betroffenen sowie prä- 
ventive Maßnahmen zum Schutz von Mitarbei- 
tern des Auswärtigen Dienstes und deren Ange- 
hörigen (vor allem in Ländern mit hoher AIDS- 
Rate) aus? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Die Ärzte des Gesundheitsdienstes des Auswärtigen Amtes dürfen zur 
Frage von Erkrankungen aus Gründen der ärztiichen Schweigepflicht 
Auskunft nicht erteüen. 

Die Gesundheitsfürsorge des Auswärtigen Amtes für seine Mitarbeiter 
und deren Famüienangehörige umfaßt, insbesondere in Gebieten mit 
hoher AIDS-Rate, auch präventive Maßnahmen gegen AIDS. So erhalten 
alle Bediensteten des Auswärtigen Amtes eine ausführliche Informations- 
schrift über AIDS. Auch wird die AIDS-Information Nr. 4 der Bundeszen- 
rale für gesundheitliche Aufklärung, die im Aufträge des Bundesministe- 
riums für Jugend, Famüie, Frauen und Gesundheit erschienen ist, an 
alle Amtsangehörigen verteilt. 

In Gebieten mit besonders hohem AIDS-Risiko wurde ein Depot von 
Blutersatzlösungen angelegt. Alle Bediensteten bzw. ihre Familien 
erhielten ein Infektions- Schutz- Set mit Einmalspritzen, Infusionsbesteck 
etc., um bei Notfällen mit sterilem Material versorgt zu sein. 
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Die Bediensteten haben die Möglichkeit, einen Blutspende-Notpaß zu 
erwerben, um im Bedarfsfälle selber spenden zu können. Die Bildung 
freiwilliger Blutspendegruppen in den besonders gefährdeten Gebieten 
wurde angeregt und das notwendige medizinische Material zur Verfü- 
gung gestellt. Für eine derartige „Walking Blood Bank" wurden im 
Rahmen der Verbesserung des Gesundheitswesens der EPZ von den 
Medizinalexperten der Zwölf entsprechende Richtlinien und Formulare 
erarbeitet. 

Darüber hinaus wurden Maßnahmen, auch auf EPZ-Ebene, getroffen, die 
eine schnelle und sichere ärztliche Versorgung von Notfällen einschließ- 
lich einer rechtzeitigen Heimschaffung gewährleisten. 

Bei dieser Gelegenheit soll erwähnt werden, daß die Angehörigen des 
Auswärtigen Dienstes darüber unterrichtet werden, daß AIDS-HIV- Anti- 
körpertests nicht im Rahmen der Tropentauglichkeitsuntersuchungen 
vorgenommen werden. Solche Tests werden nur auf ausdrücklich schrift- 
lichen Wunsch durchgeführt. Sie können nicht nur im Gesundheitsdienst, 
sondern ebenso in anderen Institutionen, auch anonym, erfolgen. 


Wie ist die Geltungsdauer der vertraglichen Ver- 
pfhchtungen der Bundesrepublik Deutschland 
hinsichtlich der Herstellung, des Besitzes und 
der Verfügung von ABC-Waffen, und gibt es 
eine Möglichkeit der Kündigung der vertrag- 
lichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland auf ihren Verzicht der Herstellung, 
des Besitzes und der Verfügung von ABC- 
Waffen durch die Bundesrepublik Deutschland? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Der in Protokoll III über die Rüstungskontrolle zum Vertrag über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Zusammenarbeit und über kollektive 
Selbstverteidigung vom 23. Oktober 1954 (WEU-Vertrag) vereinbarte 
Verzicht der Bundesrepublik Deutschland, Atomwaffen, biologische und 
chemische Waffen herzustellen, ist am 6. Mai 1955 in Kraft getreten. 
Nach Ablauf des Zeitraums von 50 Jahren ist jede Vertragspartei berech- 
tigt, als Vertragspartner auszuscheiden, vorausgesetzt, daß sie ein Jahr 
vorher eine Kündigung eingereicht hat. Geschieht dies nicht, bleibt der 
Vertrag für alle Partner weiter in Kraft (Artikel II Abs. 2 WEU-Vertrag). 

Der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) vom 1. Juli 
1968 (in Kraft für die Bundesrepubhk Deutschland am 2. Mai 1975) trat 
am 5. März 1970 in Kraft, nachdem die in Artikel IX Abs. 3 des Vertrages 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt waren. Gemäß Artikel X Abs. 2 
NW wird 25 Jahre nach Inkrafttreten dieses Vertrages eine Konferenz 
einberufen, „die beschließen soll, ob der Vertrag auf unbegrenzte Zeit in 
Kraft bleibt oder um eine oder mehrere bestimmte Frist oder Fristen 
verlängert wird. Dieser Beschluß bedarf der Mehrheit der Vertragspar- 
teien". 

Die Geltungsdauer des Übereinkommens über das Verbot der Entwick- 
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen 
und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen vom 
10. Aprü 1972 (BWÜ, in Kraft für die Bundesrepubhk Deutschland am 
7. April 1983) ist gemäß Artikel XIII Abs. 1 BWÜ unbegrenzt. 


4. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


5. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


An welche vertragliche Voraussetzung ist eine 
solche Kündigung gebunden, und mit welchen 
Rechtsfolgen wäre sie verbunden? 
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Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Nach Artikel XII des WEU- Vertrages ist jede Vertragspartei berechtigt, 
nach Ablauf von 50 Jahren, d. h. im Jahre 2005, als Vertragspartner 
auszuscheiden, vorausgesetzt, sie reicht der belgischen Regierung ein 
Jahr zuvor eine Kündigung ein. 

Gemäß Artikel X Abs. 1 NW und Artikel XIII BWÜ ist ein Rücktritt nur 
unter der dort genannten engen Bedingung einer Gefährdung der höch- 
sten Interessen eines Landes möglich. 

Eine Kündigung oder ein Rücktritt hat die Folge, daß in den Beziehungen 
zwischen dem kündigenden bzw. zurücktretenden Staat und den ande- 
ren Vertragsparteien vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündi- 
gung oder des Rücktritts an keine Verpflichtung mehr besteht, den 
Vertrag zu erfüllen. 

6. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Es gibt keine gemeinschaftliche Verfügung über Atomwaffen auf bi- oder 
multilateraler internationaler Basis. Die Bündnisstaaten der Nordatlanti- 
schen Allianz haben - mit Ausnahme Frankreichs und Islands - teü an 
einem erprobten und bewährten Konsultationsverfahren im Bündnis. 

Die Freigabeentscheidung für den Einsatz von Atomwaffen liegt aus- 
schließlich bei den Staats- bzw. Regierungschefs jener Bündnisländer, 
die über Nuklearwaffen verfügen. 

Dieses Verfahren ist vereinbar mit dem Atomwaffenverzicht der Bundes- 
republik Deutschland, wie auch das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteü vom 28. Dezember 1984 festgestellt hat. 

7. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Die Bundesregierung teüt die Auffassung, daß der Nichtverbreitungsver- 
trag auch über 1995 hinaus wirksam bleiben muß. Sie wird alle Initiativen 
ergreifen bzw. unterstützen, die geeignet sind, das Nichtverbreitungsre- 
gime zu festigen. Ob eine Änderung des NW einen geeigneten Weg zur 
Erreichung dieses Ziels darstellt, wird sich im Lichte der Erörterung der 
Konferenz im Jahre 1995, die beschließen soll, ob der VN-Vertrag auf 
unbegrenzte Zeit in Kraft bleibt oder ob er um eine oder mehrere Fristen 
verlängert wird, entscheiden. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Nichtverbreitungsvertrag über 1995 hin- 
aus wirksam bleiben muß, und ist sie bereit, für 
eine Festigung und Verstetigung dieses Ver- 
tragswerkes Initiativen zu ergreifen bzw. zu un- 
terstützen, die auch verbindlichere Bestimmun- 
gen zu atomarer Abrüstung und strengere inter- 
nationale Kontrollen des Brennstoffkreislaufes 
umfassen? 


Betrachtet die Bundesregierung eine gemein- 
schaftliche Verfügung über Atomwaffen auf bi- 
eder multilateraler internationaler Basis für ver- 
einbar mit den vertraglichen Verpflichtungen 
auf Atomwaffenverzicht, bzw. an welche Vor- 
aussetzungen wäre eine solche gemeinschaftli- 
che Verfügung geknüpft? 
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8. Abgeordnete 

Frau 

Saibold 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Möglichkeiten gibt es für Bürger aus 
Taiwan, ihr Erststudium auch in der Bundes- 
republik Deutschland zu absolvieren, und sind 
Änderungen geplant? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 30. Juni 1988 

Von seiten der Bundesrepublik Deutschland steht einem Erststudium 
taiwanischer Studenten an deutschen Hochschulen, sofern außer den 
generellen ausländerrechtlichen Bedingungen (gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit, finanzielle Sicherstellung des Studiums) die erforderlichen 
Hochschulzugangsvoraussetzungen vorliegen, nichts entgegen. 

Taiwan erteilt jedoch bisher nur solchen Studenten die Erlaubnis zu 
einem Auslandsstudium, die bereits an einer einheimischen Universität 
ein Erststudium abgeschlossen haben. 

Die z. Z. ca. 600 taiwanischen Studenten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nehmen daher ausschließhch an Postgraduiertenstudiengängen teil. 

In offiziellen Kreisen Taiwans wird derzeit die Frage eines Erststudiums 
im Ausland diskutiert; ob sich hieraus entsprechende Änderungen 
gegenüber der bisherigen Praxis ergeben, ist zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht absehbar. 


9. Abgeordneter 
Kolbow 
(SPD) 


Trifft die Aussage des früheren SACEUR und 
Oberbefehlshabers der US-Streitkräfte in Euro- 
pa, General Rogers, zu, das ihm unterstellte 
Hauptquartier für die US-Streitkräfte in Europa 
(USEUCOM) in Stuttgart habe beim amerikani- 
schen Luftangriff auf Ziele in Libyen im April 
1986 eine Leitungsfunktion gehabt, und gegebe- 
nenfalls ab wann war die Bundesregierung über 
diese nationalen amerikanischen Militäropera- 
tionen, soweit sie von deutschem Boden ausgin- 
gen, informiert? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 5. Juli 1988 

Die Bundesregierung hat sich zu dem Ihrer Frage zugrundeliegenden 
Komplex in ihrer Antwort (Drucksache 10/5855) zu den Fragen 22 bis 24 
der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Frau Borgmann und der Fraktion 
DIE GRÜNEN (Drucksache 10/5397) geäußert. 


10. Abgeordneter 
Kolbow 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die vorge- 
nannte Leitungsfunktion für nationale US-Mili- 
täroperationen von deutschem Boden aus in poli- 
tischer und rechtlicher Hinsicht? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 5. Juli 1988 


Es sind keine amerikanischen Militäroperationen von deutschem Boden 
ausgegangen. 
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11. Abgeordnete 

Frau 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland lebende Türken 
wegen legaler demokratischer Betätigungen in 
der Bundesrepublik Deutschland vom türki- 
schen Staat nach dem politischen Strafrecht des 
türkischen Strafgesetzbuches (§§ 140 ff.) verfolgt 
werden, und welche Haltung nimmt sie dazu 
ein? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß gegen in der Bundesrepublik 
Deutschland lebende türkische Staatsangehörige wegen legaler Betäti- 
gungen in der Bundesrepublik Deutschland von den türkischen Behör- 
den wegen Verstoßes gegen §§ 140 ff. des Türkischen Strafgesetzbuches 
ermittelt wird. 

Bekannt sind der Bundesregierung jedoch drei Fälle, in denen türkische 
Konsulatsbehörden Pässe von bei uns lebenden und arbeitenden türki- 
schen Staatsangehörigen nicht verlängert haben. Die Gründe der Nicht- 
verlängerung dürften im Zusammenhang stehen mit der legalen Betäti- 
gung der Betroffenen in der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Bundesregierung hat in den ihr bekannten Fällen unverzüglich 
Kontakt mit den zuständigen türkischen Stellen aufgenommen und um 
Überprüfung der Maßnahmen gebeten. Darüber hinaus wurde das 
Thema auch bei den jüngsten deutsch-türkischen Konsularkonsultatio- 
nen eingehend erörtert. 


12. Abgeordnete 

Frau 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese tür- 
kischen Staatsangehörigen unter Androhung der 
Ausbürgerung zum Verlassen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und zur Rückkehr in die Türkei 
^gezwungen werden? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einem Fall einer türkischen 
Staatsangehörigen von den türkischen Konsularbehörden ein Dokument 
ausgestellt wurde, mit dem sie innerhalb von vier Wochen in die Türkei 
zurückkehren sollte. 

Statt dessen hat sie jedoch von den deutschen Behörden einen Fremden- 
paß erhalten und beim zuständigen türkischen Verwaltungsgericht Klage 
gegen die von den türkischen Behörden gegen sie durchgeführten Maß- 
nahmen erhoben. 


13. Abgeordnete 

Frau 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß diesen 
Vorgängen Berichte türkischer Diplomaten zu- 
grunde hegen, und stehen solche Betätigungen 
im Einklang mit internationalem Recht und, da 
es sich um Vorgänge auf Bundesgebiet handelt, 
mit den Hoheitsrechten der Bundesrepubhk 
Deutschland? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß den von Ihnen geschilderten 
Vorgängen Berichte türkischer Diplomaten zugrunde hegen. 
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14. Abgeordnete 

Frau 

Becker-Inglau 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
diese Vorgänge zu stoppen und gegen deren 
Betreiber einzuschreiten? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Wie bereits in der Antwort auf Frage 1 1 dargelegt, hat sich die Bundes- 
regierung in den ihr bekannten Fällen unverzüglich an die zuständigen 
türkischen Stellen gewandt. Sie ist auch künftig bereit, bei ähnlichen 
Vorgängen umgehend Kontakt mit den zuständigen türkischen Stellen 
aufzunehmen. 


Hat das Auswärtige Amt den politischen Mei- 
nungsaustausch mit dem Präsidenten des ANC, 
Oliver Tambo, über die Entwicklung in der Re- 
publik Südafrika auch dazu benutzt, konkrete 
Vorstellungen des ANC in Erfahrung zu bringen 
zu einem möghchen Verzicht auf gewaltsames 
Vorgehen als Voraussetzung für eine Aufhebung 
des Verbots des ANC durch Südafrika und die 
Eröffnung des politischen Dialogs zwischen allen 
Bevölkerungsgruppen, der Gewährleistung der 
Gewaltenteilung und der Menschenrechte ein- 
schließtich eines Minderheitenschutzes für die 
weißen Bevölkerungsgruppen der Inder und der 
Mischlinge in einem ANC- geführten Südafrika? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 4. Juli 1988 

Bundesminister Genscher und ANC-Präsident Ohver Tambo haben bei 
ihrem Gespräch am 14. Juni 1988 einen breiten Meinungsaustausch über 
die Lage in Südafrika geführt. Bundesminister Genscher hat dabei auf die 
Notwendigkeit eines friedlichen Wandels und die Einleitung eines natio- 
nalen Dialogs hingewiesen. Konkrete Vorstellungen über möghche Ver- 
fassungsinhalte und die politische Struktur eines zukünftigen Südafrika 
hat ANC-Präsident Tambo nicht geäußert. 


15. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Hat sich der ANC-Präsident auch zu Fragen der 
künftigen südafrikanischen Wirtschaftsstruktur, 
insbesondere Verstaatlichungen und Enteignun- 
gen, geäußert? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 4. Juli 1988 

ANC-Präsident Oliver Tambo hat zu diesen Fragen nicht Stellung ge- 
nommen. 


17. Abgeordneter 
Dr. Lippelt 
' (Hannover) 

(DIE GRÜNEN) 


Worauf bezieht sich die Forderung der Bundes- 
regierung nach Nennung deutscher Namen in 
deutsch-polnischen Abkommen (SPIEGEL vom 
20. Juni 1988, Seite 16)? 
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Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Entsprechend internationaler Praxis verwendet die Bundesrepublik 
Deutschland in der deutschen Fassung völkerrechtlicher Verträge auch 
für ausländische Orte deutsche Ortsbezeichnungen, soweit diese nach 
deutschem Sprachgebrauch üblich sind. Aussagen territorialer Art sind 
mit einer solchen Praxis nicht verbunden. Auch im Verhältnis zur Volks- 
republik Polen geht es nur um die Einhaltung dieser international übli- 
chen Praxis. 


18. Abgeordneter Wie setzt sich die Forderung der polnischen Sei- 

Dr. Lippelt te nach sieben Milliarden DM zusammen? 

(Hannover) 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 1. Juli 1988 

Im Rahmen der laufenden Verhandlungen der deutsch-polnischen 
Arbeitsgruppen wird auch über die Frage gesprochen, inwieweit die 
Verbürgung von Krediten für Lieferungen deutscher Firmen die Wirt- 
schaft Polens stärken kann. 

Diese Gespräche sind noch nicht abgeschlossen. Ihr Ergebnis läßt sich 
noch nicht absehen. 


Wie will die Bundesregierung - unter Berück- 
sichtigung des Friedensstaatlichkeitsgebots ge- 
mäß Artikel 26 Abs. 1 GG in Verbindung mit 
Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen 
und der UN-Resolution zur Aggressions-Proble- 
matik vom 14. Dezember 1974, wonach ein Staat 
bereits dann gegen seine Friedenspflicht ver- 
stößt, wenn er es hinnimmt, daß sein Hoheitsge- 
biet dazu benutzt wird, eine Kriegshandlung ge- 
gen ein drittes Land zu begehen - in Zukunft 
verhindern, daß sich ähnliche Militär Operationen 
wie die von General Rogers behauptete Leitung 
des US-Luftwaffeneinsatzes 1986 gegen Ziele in 
Libyen von deutschem Boden aus wieäerholen? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
^ vom 5* Juli 1988 

Es sind keine amerikanischen Militäroperationen von deutschem Boden 
ausgegangen. Im übrigen verweise ich auf die Antwort der Bundesregie- 
rung (Drucksache 10/3220) auf die Frage 6 der Kleinen Anfrage der 
Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 
10/2902). 

20. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung - nach der Ver- 

Horn lautbarung über ein Gespräch zwischen Bundes- 

(SPD) kanzler Kohl und US -Verteidigungsminister 

Carlucci, man wolle die nuklearen Kurzstrecken- 
raketen in künftigen Rüstungskontrollverhand- 
lungen behandeln (ZDF 5. Februar 1988, 
22.00 Uhr) - inzwischen getan, damit es zu sol- 
chen Verhandlungen kommt, und welche zeit- 
liche Perspektive hinsichtlich des Beginns sol- 
cher Verhandlungen hat sie? 


19. Abgeordneter 
Horn 
(SPD) 


7 



Drucksache 11/2647 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 5. Juli 1988 

Die rüstungskontrollpolitische Erfassung amerikanischer und sowjeti- 
scher nuklearer Kurzstreckenraketen mit dem Ziel gleicher Obergrenzen 
auf niederigerem Niveau ist ein wichtiger Bestandteil des Gesamtkon- 
zepts der Rüstungskontrolle und Abrüstung, das die NATO- Außenmini- 
ster im Juni 1987 in Reykjavik beschlossen haben. 

Die konkrete Ausformung dieses Ziels ist Teil der Arbeiten der NATO an 
der Weiterentwicklung dieses Konzepts der Rüstungskontrolle und Abrü- 
stung, an der die Bundesregierung aktiv mitwirkt. Dabei müssen kom- 
plexe, voneinander abhängige Fragen im Zusammenhang bewertet 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


21. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Was ist aus der Ankündigung der Bundesregie- 
rung in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages vom 18. Mai 1988 geworden, noch am 
Abend dieses Tages mit den Ländern über die 
Probleme der Integration der Aussiedler und 
Umsiedler sprechen zu wollen, und was tut der 
Bund nunmehr zur Beseitigung der Engpässe 
insbesondere hinsichtlich angemessener Woh- 
nungsversorgung für die Menschen, die aus der 
DDR und aus ost- und südosteuropäischen Län- 
dern zu uns kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 30. Juni 1988 

Der Bundesrepublik Deutschland steht seit Jahren ein umfassendes 
Instrumentarium für die Aufnahme und Eingliederung von Aussiedlern 
und von Übersiedlern aus der DDR zur Verfügung. Es hat sich bisher 
bewährt. Bund, Länder und Gemeinden haben hierfür in den letzten 
Jahren Milliardenbeträge aufgebracht. Die Schwerpunkte dieses Einglie- 
derungsinstrumentariums liegen in folgenden Bereichen: 

- geregelte Aufnahme, Mittel zur Bestreitung erster Bedürfnisse, 

- Hilfen bei der Unterbringung in Übergangswohnheimen, bei der 
Wohnraumversorgung und der Erstausstattung der Wohnungen, 

- Hilfen bei der individuellen Betreuung durch die Verbände und kirch- 
lichen Einrichtungen, 

- Sprachförderung, 

- Förderung der Schul- und Berufsausbildung, 

- Hilfen bei der beruflichen Eingliederung, 

- Einbeziehung in die Bereiche der Sozialversicherung, 

- Förderung der gesellschaftlichen Integration und 

- teüweise auch in den Leistungen im Rahmen des Lastenausgleichs. 

Zur Orientierung über die Größenordnung der hierfür aufgewendeten 
Haushaltsmittel seien nur einige Bereiche genannt. So hatte allein der 
Bund Aufwendungen 

- für die Sprachförderung für Aussiedler durch die Arbeitsverwaltung in 
den Jahren 1976 bis 1987 in Höhe von rund 3,4 Milliarden DM, 
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- für die Wohnraumversorgung von Aussiedlern und Zuwanderern 
durch Sonderbauprogramme oder im Rahmen des öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbaus in den Jahren von 1953 bis 1984 von 
insgesamt rund 9 Milliarden DM, 

~ für die schulische, berufliche und gesellschaftliche Eingliederung jun- 
ger Aussiedler und Zuwanderer im Rahmen des Garantiefonds von 
1975 bis 1987 von rund 1,5 Milliarden DM (in diesem Betrag sind auch 
Fördermittel für junge ausländische Flüchtlinge enthalten), 

- für die Betreuung durch Verbände, kirchliche Einrichtungen und 
Stiftungen - einschließlich der Jugendgemeinschaftswerke und der 
Otto Benecke Stiftung - in den Jahren von 1975/1977 bis 1987 von 
mehr als 397 Millionen DM. 

Darüber hinaus werden erhebliche Mittel für die Überbrückungshilfe zur 
Bestreitung der ersten dringenden Ausgaben, für die Erstattung von 
Rückführungskosten für Aussiedler, für Zinssubventionen für Einrich- 
tungsdarlehen zur erstmaligen Ausstattung einer ausreichenden Woh- 
nung - um nur noch einige Bereiche beispielhaft zu nennen - aufge- 
wendet. 

Der hohe Aussiedlerzugang seit Mitte letzten Jahres bedingt höhere 
Finanzmittel, die - gegebenenfalls überplanmäßig- zur Verfügung 
gestellt werden. Soweit eine Zuständigkeit der Bundesregierung in den 
Aufnahmeeinrichtungen gegeben ist, wurde die Zahl der Mitarbeiter 
erhebhch verstärkt, um eine zügige Aufnahme zu gewährleisten. 

Zur Wohnraumversorgung ist zu bemerken, daß die wohnungsmäßige 
Unterbringung in den vergangenen Jahren im allgemeinen keine 
Schwierigkeiten bereitete. Nunmehr sind auch hier - bedingt durch die 
hohen Zugangszahlen - Engpässe aufgetreten. Die Zuständigkeit und 
Verantworthchkeit für die Unterbringung und Wohnraumversorgung der 
Aussiedler und der Übersiedler aus der DDR hegt bei den Ländern und 
Gemeinden. 

In der Ministerpräsidentenbesprechung vom 19. Mai 1988 ist die Arbeits- 
gemeinschaft der Landesflüchtlingsverwaltungen beauftragt worden, im 
Benehmen mit den zuständigen Bundesbehörden die notwendigen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Situation in den AufnahmesteUen sowie 
zur Betreuung und Unterbringung der Aussiedler und Zuwanderer 
durchzuführen. 

Auch in der anschließenden Besprechung des Bundeskanzlers mit den 
Regierungschefs der Länder bestand Einvernehmen darüber, daß Bund, 
Länder und Gemeinden gemeinsam aUe Anstrengungen unternehmen 
werden, um den Aussiedlern dabei zu helfen, hier schnell heimisch zu 
werden. 


22. Abgeordneter 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesre- 
gierung hinsichtüch der Dauer der Bearbeitung 
von Asylanträgen in den jeweiligen Bundeslän- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 30. Juni 1988 

Die durchschnittliche Dauer der Asylverfahren beim Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge beträgt rund zwölf Monate. 

Aufzeichnungen über die Dauer der Asylverfahren in den einzelnen 
Bundesländern werden nicht geführt. 
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23. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny 

(SPD) 


Welche Gremien werden im Auftrag der Bundes- 
regierung die Filmtournee „40 Jahre Bundesre- 
publik Deutschland im Spielfilm" vorbereiten 
und durchführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. Juni 1988 

Die Filmtournee „40 Jahre Bundesrepublik Deutschland im Spielfilm" 
wird von der Bundeszentrale für politische Bildung in Kooperation mit 
dem Deutschen Institut für Filmkunde, Frankfurt/Main, vorbereitet und 
durchgeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


24. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Änderung des 
Haustürgeschäfte-Widerrufsgesetzes für erfor- 
derlich, weil einzelne Gerichte den Schutzbe- 
reich des Gesetzes nur auf sogenannte Kaffee- 
oder Verkaufsfahrten, nicht aber auf Saal-Ver- 
kaufsveranstaltungen in Gaststätten oder Wer- 
be- und Verkaufsvorführungen in Kur- und Ur- 
laubsorten beziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 4. Juli 1988 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat sich das Gesetz über den 
Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen Geschäften (Haustürge- 
schäfte-Widerrufsgesetz) in der Praxis bewährt. Gerichthche Entschei- 
dungen der in der Frage erwähnten Art, die dieser Erkenntnis entgegen- 
stehen würden, sind der Bundesregierung nicht bekanntgeworden. Eine 
Änderung des Haustürgeschäfte-Widerrufsgesetzes wird derzeit nicht 
erwogen. 

Im übrigen ist auf folgendes hinzuweisen: 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Haustürgeschäfte-Widerrufsgesetzes wird 
(auch) der Kunde in den Schutzbereich dieses Gesetzes einbezogen, der 
anläßhch einer „Freizeitveranstaltung" zu einer auf den Abschluß eines 
Vertrages über eine entgeltüche Leistung gerichteten Willenserklärung 
bestimmt worden ist. Neben den sogenannten Kaffeefahrten werden 
auch andere Veranstaltungen mit gleicher Zielsetzung erfaßt, bei denen 
mit der eigentlichen gewerblichen Absicht nicht im Zusammenhang 
stehende, attraktive Leistungen in den Vordergrund gestellt werden. Dies 
güt immer dann, wenn der Kunde wegen solcher Leistungen über den 
Hauptzweck der Veranstaltung hinwegsehen und den Verkaufsabsichten 
gewogen gemacht werden soll. Die Gesetzesbegründung (Drucksache 
10/2876 S. 11) erwähnt im Zusammenhang mit solchen Freizeitveranstal- 
tungen als weitere Beispiele auch Fahrten zu Sportveranstaltungen, 
mehrtägige Reisen, aber auch Einladungen zu Fümvorführungen oder 
Tanzveranstaltungen am Ort, in deren Verlauf dann Waren oder Leistun- 
gen angeboten werden. Der Schutzzweck des Gesetzes nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 beschränkt sich demnach nicht nur auf sogenannte Kaffeefahrten, 
sondern erfaßt auch andere Veranstaltungen mit gleicher Zielsetzung, 
selbst wenn diese in einem Saal oder in einer Gaststätte stattfinden oder 
es sich um eine „Freizeitveranstaltung" in einem Kur- oder Urlaubsort 
handelt. 


10 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2647 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

Wie bewertet die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Vermeidung von unnötigem und über- 
flüssigem Verwaltungsaufwand den Erlaß 
Nr. N 7187 vom 12. November 1987 des Bundes- 
ministeriums der Finanzen über die Problematik 
der Klärgasgewinnung im Zusammenhang mit 
dem Mineralölsteuergesetz, wonach nur diejeni- 
gen Kläranlagenbetreiber sich einen großen Ver- 
waltungsaufwand ersparen, die sich absichtlich 
nicht energiebewußt verhalten und das Klärgas 
kurzerhand abfackeln, während andererseits al- 
le anderen Kläranlagen mit Faulgasproduktion 
bei den zuständigen Hauptzollämtern eine auf- 
wendige Herstellererlaubnis beantragen müs- 
sen, um eine Befreiung von der Versteuerung 
des selbsterzeugten, üblicherweise in der eige- 
nen Anlage verbrauchten Klärgases zu errei- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 29. Juni 1988 

Durch den Erlaß hat das Bundesministerium der Finanzen klargestellt, 
daß 

- Klärgas nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs wegen seiner 
Eignung als Kraftstoff ein Mineralöl im Sinne des Mineralölsteuerge- 
setzes ist und deshalb grundsätzlich der gleichen Steuer wie Flüssig- 
gas unterliegt, 

- es jedoch neben der bis dahin bereits geltenden Steuerbefreiung zum 
mittelbaren und unmittelbaren Verheizen sowie zum Antrieb von 
Gasturbinen und Verbrennungsmotoren in ortsfesten Anlagen, die 
ausschließlich der Erzeugung von Strom und Wärme dienen (soge- 
nannte Kraft-Wärme-Kopplung), auch steuerfrei in Herstellungsbe- 
trieben, in denen es gewonnen wird, zu Zwecken verwendet werden 
darf, die der Herstellung und der weiteren Bearbeitung von Klärgas 
und der dabei anfallenden Abfallerzeugnisse dienen (sogenanntes 
Herstellerprivüeg) , 

- die Erteüung einer Herstellererlaubnis für Kläranlagen zwingend 
ohne Ausnahmemöglichkeit gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Im Ergebnis ist also jede Verwendung von Klärgas in einer Kläranlage 
von der Mineralölsteuer befreit. 

Der Verwaltungsaufwand für die Erlaubnis ist bei Kläranlagen äußerst 
gering. Es genügt ein kurzer formloser Antrag an das zuständige Haupt- 
zollamt, in dem erklärt wird, zu welchen Zwecken das selbstgewonnene 
Klärgas und gegebenenfalls weitere - fremdbezogene - steuerpflichtige 
Mineralöle in der Kläranlage verwendet werden. 

Es trifft zu, daß einige Betreiber von Kläranlagen überrascht sind, daß sie 
als Mineralölherstellungsbetriebe behandelt werden. Sie übersehen 
dabei aber, daß sie nur wegen ihrer Herstellereigenschaft in den Genuß 
des oben genannten Herstellerprivüegs kommen können. 

Im übrigen unterliegen Kläranlagen allein schon wegen des Bezugs von 
sonstigen Mineralölen (z. B. Erdgas oder Gasöl), die nur unter bestimm- 
ten Voraussetzungen steuerbegünstigt verwendet werden dürfen (z. B. 
für Notstromaggregate), der Steueraufsicht. Auf eine Reihe bei sonstigen 
Herstellungsbetrieben üblichen Aufsichtsmaßnahmen ist dabei aber von 
vornherein verzichtet worden. 
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26. Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 


Wann und wie gedenkt die Bundesregierung 
dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 26. März 1980, eine Neuregelung der Be- 
steuerung der Beamtenpensionen und der Ren- 
ten aus der gesetzlichen Rentenversicherung so- 
wie der Zusatzversorgung in Angriff zu nehmen, 
Rechnung zu tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 29. Juni 1988 

Wegen der vielfältigen und schwierigen Fragen im Zusammenhang mit 
der Besteuerung der im Alter bezogenen Einkünfte sind Aussagen über 
die Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Zeit leider nicht möglich. Beim 
Steuerreformgesetz 1990 wurden Grundaussagen der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts beachtet. 


Kann die Bundesregierung darlegen, wie die in 
der Pressemitteilung Nr. 46/88 des Bundesmini- 
sters der Finanzen vom 22. Juni 1988 behauptete 
Zinsbelastung von 108 Milliarden DM seit 1983 
für die zwischen 1969 und 1982 auf genommenen 
Schulden berechnet wurde, und wie hoch war 
nach der gleichen Rechenmethode im Zeitraum 
von 1970 bis 1982 die Zinsbelastung - für die 
einzelnen Jahre und kumuliert - für die Ende 
1969 bereits bestehenden Schulden des Bundes 
von 45 Milliarden DM? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. Juni 1988 

Ende 1982 betrugen die Schulden des Bundes 308 Müliarden DM, wäh- 
rend sie sich Ende 1969 noch auf rund 45 Müliarden DM beliefen. Für den 
Zeitraum von dreizehn Jahren entstanden hieraus Zinsbelastungen von 
rund 84 Milliarden DM. Sie wären weit geringer ausgefallen, wenn die 
frühere Bundesregierung nicht durch eine Haushalts- und Finanzpolitik, 
bei der der Ausgabenanstieg stets deutlich über dem Wachstum des 
Bruttosozialprodukts lag, die Kapitalmärkte stark belastet hätte. Dies 
hatte zur Folge, daß der Bund auch für seine Schulden damals deutlich 
höhere Zinssätze akzeptieren mußte als in den Jahren ab 1983. Die 
Zinssätze für neu aufzunehmende Kredite sind heute nur etwa halb so 
hoch wie im Höhepunkt des Jahres 1981. 


27. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


28. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Wie sehen die Nettosteuersenkungen aus der 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Häfele vom 20. Juni 1988 (I A 5 - Vw 7204 - 
48/88) ab 1989 bis 1992 nach neuestem Entschei- 
dungsstand aus, bei denen auch die geplanten 
Verbrauchsteuererhöhungen mit einbezogen 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. Juli 1988 

Die gewünschten Angaben sind für die Jahre 1989 bis 1991 aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlich. 
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Hierbei sind die Ihnen mit meinem Schreiben vom 20. Juni 1988 gemach- 
ten Angaben, die geplanten Verbrauchsteueranhebungen und der Stand 
der finanziellen Auswirkungen des Entwurfs des Steuerreformgesetzes 
1990 nach den Beratungen des Finanzausschusses des Deutschen Bun- 
destages berücksichtigt. 

Da sich die finanziellen ^Auswirkungen für die Rechnungsjahre jeweils 
auf das entsprechende Entstehungsjahr beziehen, entfallen Angaben für 
1992. 


Bruttosozialprodukt und Netto-Steuersenkungen nach Entstehungs- und 
Rechnungsjahren 1989 bis 1991 








nachrichthch 


Nominales 


Netto-Steuersenkungen 


Volkswirt- 


Bruttosozial- 





schaftiiche 


Produkt^) 

' Entstehungsjahr 

Rechnungsj ahr 

Steuerquote 

Jahr 






(kassenmäßige 




in V. H. 


in V. H. 

Abgrenzung 


Milliarden DM 

Milliarden DM 

von Spalte 2 

Milliarden DM 

von Spalte 2 

in V. H.) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1989 

2170,0 

+ 6,670 

— 

-f 10,100 

— 

23,5 

1990 

2 262,0 

- 19,089^) 

0,84 

- 19,550'') 

0,86 

22,6 

1991 

2 358,0 

+ 0,920^) 

— 

o 

o 

+ 

— 

22,6 


Stand; Mai 1988. 

In den ersten zwölf Monaten der Wirksamkeit der Rechtsänderungen ent- 
stehende finanzielle Auswirkungen (ohne Kumulation). 


Ansatz der finanziellen Auswirkungen in dem dem Entstehungsjahr entspre- 
chenden Rechnungsjahr (erstes Rechnungsjahr). 

'’) Stand: Abschluß der Beratungen im Bundestags-Finanzausschuß am 16. Juni 
1988. 

^) Anhebung bei bleifreiem Benzin um 3 Pf/1 von 57 Pf/1 auf 60 Pf/1 und bei 
verbleitem Benzin um 2 Pf/1 von 65 Pf/1 auf 67 Pf/1. 


29. Abgeordneter 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 4. Juli 1988 

Die von Ihnen genannte Zeitung, als deren Herausgeber der Sprecher der 
Landesregierung Niedersachsen zeichnet, erscheint zweimal jährlich und 
gibt ihre Auflage mit ca. 1,8 Millionen an. Die jüngste Ausgabe hatte als 
Aufmacher den Europa- Gipfel gewählt. Salzgitter als Konzern mit welt- 
weiten Aktivitäten sah in diesem Aufmacher einen willkommenen Ver- 
stärker ihrer eigenen Werbebotschaft und hat deshalb eine viertelseitige 
Werbeanzeige geschaltet. 

Der Bundesminister der Finanzen sieht keinen Grund, diese Entschei- 
dung zu kritisieren. 


Ist der Bundesminister der Finanzen als Alleinei- 
gentümer der Salzgitter AG damit einverstan- 
den, daß die Salzgitter AG neben dem Sparkas- 
senverband und einer großen Reinigungsfirma 
ein Drittel der Kosten einer neuen Werbezeitung 
der Landesregierung Niedersachsen finanziert? 


30. Abgeordneter 

Dr. Pick 


(SPD) 


Wie ist es bei einem Lohn- und Einkommensteu- 
ertarif, der ab 1990 auf eine dauerhafte Entla- 
stung angelegt ist, möglich, daß schon im Jahr 
1991 die Lohn- und Einkommensteuer mit plus 
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5,3 V. H. steigt und 1992 mit plus 7,2 v. H. sogar 
eine höhere Zuwachsrate entsteht als nach dem 
alten Tarif mit plus 7,0 v. H. (s. Drucksache 
11/2468, Seite 16)? 


31. Abgeordneter Welche Schichten von Lohn- und Einkommen- 

Dr. Pick Steuerzahlern werden von diesem neuen dyna- 

(SPD) mischen Einkommensteuersystem mit im Ver- 

gleich zu der alten Einkommensteuer so hohen 
Steuerzuwachsraten besonders betroffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 5. Juli 1988 

Die Zuwachsraten sowohl für die Lohn- und Einkommensteuer als auch 
für die Steuereinnahmen insgesamt werden 1991 nach der Steuerreform 
1990 deutlich geringer sein als nach geltendem Recht. Im Jahre 1992 
werden sie geringfügig darüberhegen. Die Gründe dafür sind folgende: 

1. Ein erheblicher Teil der Mehreinnahmen aus dem Abbau von Steuer- 
vergünstigungen wirkt aus steuertechnischen Gründen (z. B. Veranla- 
gungsverfahren) erst mit einer Verzögerung von zwei bis drei Jahren. 
Dabei entstehende Nachhol Wirkungen für die vorangegangenen 
Jahre bewirken bei den Mehreinnahmen eine deutliche Beschleuni- 
gung im Jahre 1992, die bis zu den Steuereinnahmen insgesamt nach 
neuem Recht durchschlägt. 

2. Mehr als^ 40 v. H. der die Lohn- und Einkommensteuer betreffenden 
Bruttoentlastung entfallen auf Maßnahmen, deren Entlastungsumfang 
in den Folgejahren nicht steigt (Grundfreibetrag, Senkung des Ein- 
gangssatzes, Kinderfreibetrag, sonstige Abzugsbeträge). Obwohl die 
Entlastungen durch die Maßnahmen zur Begradigung der Tarifpro- 
gression und zur Senkung des Spitzensteuersatzes für sich genommen 
in den Folgejahren sehr stark zunehmen, führt die gleichbleibende 
Wirkung der übrigen Entlastungsmaßnahmen dazu, daß der Brutto- 
entlastungsbetrag im Jahr 1992 langsamer wächst als das geschätzte 
Aufkommen an Lohn- und Einkommensteuer nach geltendem Recht. 
Das hat zur Folge, daß das entsprechend um die Bruttoentlastung 
bereinigte Aufkommen - auf niedrigerem Stand - etwas schneller 
steigt als das Aufkommen nach geltendem Recht. 

Eine Zurechnung auf bestimmte Einkommensgruppen ist nicht möglich. 


32. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wurden die Entlastungszahlen beim Steuerre- 
formgesetz 1990 gegenüber den im Jahr 1990 
(ohne diese Abänderung sonst) geltenden Steu- 
errecht einschheßlich der Steuersenkungen 1988 
und des Steuersenkungs-Erweiterungsgesetzes 
1988 berechnet, oder welcher Rechtszustand 
wurde den Ausfallberechnungen als Vergleichs- 
maßstab zugrunde gelegt? 


33. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Welche Steuerschätzung war Grundlage für die 
Ausfallberechnung des Steuerreformgesetzes 
1990, und welche Korrekturen wurden gegebe- 
nenfalls gegenüber den Annahmen und Ergeb- 
nissen dieser Steuerschätzung für die Ausfallbe- 
rechnung vorgenommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Häfele 
vom 5* Juli 1988 

Die finanziellen Auswirkungen des Steuerreformgesetzes 1990 auf die 
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden wurden im Vergleich zum 
geltenden Steuerrecht 1988 ermittelt. 

Bei den parlamentarischen Beratungen des Steuerreformgesetzes 1990 
hat die Bundesregierung eine Neuberechnung der finanziellen Auswir- 
kungen des Steuerreformgesetzes 1990 auf der Grundlage der gesamt- 
wirtschaftlichen Vorausschätzungen für die mittelfristige Steuerschät- 
zung vom Mai 1988 vorgelegt. 


34. Abgeordneter 

Dr. Pick 


(SPD) 


Wie errechnet sich im einzelnen der im Rahmen 
der Steuerreform vom Bundesminister der Finan- 
zen angegebene Umfang der Steuersenkung 
„bei den direkten Steuern auf Einnahmen und 
unternehmerische Tätigkeit . . . von 1986 bis 
1990 um insgesamt 50 Milliarden DM jährlich", 
wie es am 10. Juni 1988 bekanntgegeben wurde 
(siehe BMF-Finanznachrichten vom 13. Juni 
1988, S. 3)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 5. Juli 1988 

Durch die dreistufige Steuerreform 1986/1988/1990 wird die Steuerbe- 
lastung (netto) um rund 44 Milliarden DM gesenkt. Hinzu kommen 1990 
Mindereinnahmen von rund 4 Milliarden DM aus der Ende 1985 
beschlossenen Halbierung der Abschreibungsdauer für Wirtschaftsge- 
bäude. 

Zusammen mit weiteren Entlastungen von rund 800 MiUionen DM unter 
anderem im Rahmen des Steuerbereinigungsgesetzes 1986 und des Woh- 
nungseigentumsförderungsgesetzes vom 15. Mai 1986 ergibt sich eine 
Nettoentlastung von knapp 49 Milliarden DM, also eine Größenordnung 
von rund 50 Milliarden DM. 


35. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung des 

Duve Deutschen Bibliotheksverbandes, daß die im 

(SPD) Nairobi-Abkommen beabsichtigte Steuerbefrei- 

ung bei der Einfuhr von ausländischen Büchern 
und Veröffentlichungen, sofern diese für öffentli- 
che Bibliotheken bestimmt sind, inländische Bü- 
cher nicht diskriminiert, da Bücher als in der 
Regel sprachgebundene „geistige Produkte" 
nicht mit den Maßstäben der Warenmärkte an- 
derer Branchen gemessen werden können, und 
wenn nicht, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 5. Juli 1988 

Teil II des Protokolls vom 26. November 1976 zum Abkommen über die 
Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wissenschaftlichen oder kultu- 
rellen Charakters („Nairobi-Protokoll") sieht unter anderem vor, bei der 
Beschaffung von Büchern und Veröffentlichungen, die für Bibliotheken 
von öffentlichem Interesse bestimmt sind, anläßlich der Einfuhr oder 
später keine Steuern oder sonstigen inländischen Abgaben zu erheben. 


15 



Drucksache 11/2647 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Gemäß Artikel 1 Abs. 2 des Ratsbeschlusses vom 8. Mai 1979 (ABI. EG 
1979 Nr. L 134 S. 13) hat die Bundesregierung aber — ebenso wie die 
anderen EG-Mitgliedstaaten - bei der Unterzeichnung des Protokolls in 
Übereinstimmung mit Teil VIII Absatz 16 Buchstabe a erklärt, daß sie 
durch Teil II des Protokolls nicht gebunden ist. 

Diese Erklärung trägt der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der 
Umsatzsteuern vom 17. Mai 1977 Rechnung, die eine Umsatzsteuerbe- 
freiung - wie sie in Teil II des Protokolls vorgesehen ist - nicht zuläßt. Der 
Grundsatz der Wettbewerbsneutralität, der die Umsatzsteuer beherrscht, 
erfordert es, daß die Einfuhr von Gegenständen gegenüber inländischen 
Lieferungen grundsätzlich nicht begünstigt wird. Die im „Nairobi- Proto- 
koll" vorgesehene Befreiung von der Einfuhrumsatzsteuer stünde auch 
im Widerspruch zur EG-Richtlinie über die Festlegung der Mehrwert- 
steuerbefreiung bestimmter endgültiger Einfuhren vom 28. März 1978. 

Eine allgemeine Steuerbefreiung der Einfuhr von Büchern, die für öffent- 
liche Bibliotheken bestimmt sind, ist also gemeinschaftsrechtlich nicht 
zulässig. 


36. Abgeordneter 

Duve 


(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung ge- 
genüber d6r Aufforderung des Deutschen Biblio- 
theksverbandes ein, die Bundesregierung möge 
die Steuerbefreiung für inländische Bücher, so- 
fern sie für öffentliche Bibliotheken bestimmt 
sind, erwirken und sich in diesem Sinne auch bei 
den übrigen EG-Staaten einsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 5. Juli 1988 

Eine Umsatzsteuerbefreiung für die Lieferungen inländischer Bücher an 
öffentliche Bibliotheken kann die Bundesregierung nicht befürworten. 
Gewiß sind Bücher Kulturgüter. Sie sind aber gleichzeitig gewerbliche 
Erzeugnisse, denn ihre Herstellung und ihr Vertrieb sind gewerbliche 
Betätigungen. Eine Steuerbefreiung hätte im System der Mehrwertsteuer 
wettbewerbsstörende Wirkungen. Sie wäre zudem mit dem Wesen der 
Umsatzsteuer als einer allgemeinen Verbrauchsteuer nicht vereinbar, die 
auch „geistige Produkte" umfaßt. Der kulturellen Bedeutung des Buches 
wird nach Auffassung der Bundesregierung durch die Anwendung des 
ermäßigten Steuersatzes in besonderer Weise Rechnung getragen. Die 
Steuerermäßigung soll nach den Vorschlägen der EG-Kommission auch 
künftig nach der vorgesehenen Harmonisierung der Steuersätze inner- 
halb der Gemeinschaft beibehalten werden. 


37. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


Bestehen innerhalb der Bundesregierung Erwä- 
gungen, die mit einer Einheit der US- Armee be- 
legte Röhrensee-Kaserne in Bayreuth aus dem 
Stadtgebiet von Bayreuth zum amerikanischen 
Standort Bindlach zu verlegen? 


38. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen wäre die Bundesre- 
gierung bereit, die Kosten für die Verlegung der 
Röhrensee-Kaserne in Bayreuth zum Standort 
Bindlach ganz bzw. teilweise zu finanzieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. Juli 1988 

Wegen der Verlegung der in der US-Röhrensee-Kaserne in Bayreuth 
untergebrachten Einheiten bestehen Örtliche Kontakte der Stadt Bay- 
reuth mit den amerikanischen Streitkräften. Die Beteiligten sind aber 
bisher nicht an die Bundesregierung herangetreten. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Verlegung grundsätzlich 
vom Veranlasser zu finanzieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


39, Abgeordnete 

Frau 

Olms 

(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß die 
US-Regierung außer im Fall der von der Tower- 
Kommission veröffentlichten 550 TOW-Panzer- 
abwehrraketen via Ramstein nach Iran noch in 
anderen Fällen Waffen und Rüstungswaren über 
die Bundesrepublik Deutschland ausgeführt hat, 
ohne die Bundesregierung darüber zu infor- 
mieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 5. Juli 1988 

Der Bundesregierung sind andere Fälle der in Ihrer Frage angesproche- 
nen Art nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind notwendig, um die 
vorhandene Bausubstanz im ländlichen Raum 
auf Dauer zu sichern, und welche Auswirkungen 
können neue Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur noch auf den Bestand an Bauten 
im ländlichen Raum haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 27. Juni 1988 

Zur Erhaltung der im ländlichen Raum vorhandenen Bausubstanz sind 
Maßnahmen notwendig, die die Attraktivität der Dörfer als Siedlungs- 
form der landwirtschaftlichen Betriebe, aber auch als Wohnorte sowie als 
Standorte nichtlandwirtschaftlicher Unternehmen stärken. 

Die wichtigste Maßnahme ist die Dorferneuerung. Sie wird seit 1984 im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" gefördert. Der Mitteleinsatz hat ständig zuge- 
nommen und sieht für 1988 Zuschüsse in Höhe von rund 80 Millionen DM 
vor. Diese Förderung der Dorferneuerung wird sinnvoll durch Landespro- 
gramme ergänzt, die für 1988 mit rund 215 Millionen DM ausgestattet 
worden sind. Inzwischen sind die Wirkungen der Investitionen im ländli- 
chen Raum auch spürbar; sie machen wegen der notwendigen Eigenlei- 
stung der Gemeinden und Bürger sov\de infolge der Anreize zu eigenstän- 
digem Handeln ein Vielfaches der Fördermittel aus. 
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Ebenso sinnvoll ist die einzelbetriebliche Förderung für die Verbesserung 
des landwirtschaftlichen Gebäudebestandes nach den Förderungsbe- 
stimmungen des Agrarkreditprogrammes in der oben angeführten 
Gemeinschaftsaufgabe. Es wird zur Zeit geprüft, unter welchen Bedin- 
gungen künftig auf die Ausschlußklausel bezüglich investiver Förderung 
gewerblicher Räume in Wohnhäusern und Wirtschaftsgebäuden verzich- 
tet werden kann, um alternativen Nutzungsformen Zugang zu ver- 
schaffen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß ehemals landwirtschaftlich genutzte 
Gebäude nach ihrem Ausbau in den Dorfkernen neuen Zwecken gewid- 
met und insbesondere gemeinschaftlichen oder gemeindlichen Nutzun- 
gen zugeführt werden konnten. Damit wurde insbesondere den gesell- 
schaftlichen Bedürfnissen der Dorfbewohner entsprochen und den älte- 
ren oder jüngeren Menschen der persönliche Bezug zum Heimatort 
erhalten. Die Erhaltung alter Bausubstanz hat aber nur Zukunft, wenn sie 
auch wirtschaftlich tragbar bleibt. Das setzt neben dem kiilturellen und 
sozialen Aspekt die wirtschaftliche Nutzung der Gebäude in einem 
lebendigen Dorf voraus. Deshalb müssen Entwicklungspotentiale, die 
sich aus der vermehrten Freizeit und dem Wunsch vieler Städter nach 
einem Wohnsitz oder einem Ferienaufenthalt auf dem Lande ergeben, 
durch Beratung, finanzielle Hilfe und Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen genutzt werden. Entscheidend ist, daß das gemeindli- 
che Entwicklungskonzept, die Dorferneuerung sowie die bau- und steu- 
errechtlichen Vorgaben die Entwicklung so steuern, daß die Dörfer nicht 
nur ihre Eigenart behalten, sondern auch ihre Funktionen wahrnehmen 
können. Überall dort, wo Umnutzungskonzepte noch nicht erkennbar 
sind, können Maßnahmen der erhaltenden Erneuerung so gewählt wer- 
den, daß die irreversible Zerstörung kulturhistorisch wertvoller Bausub- 
stanz überbrückt und die Entwicklung für zur Zeit noch nicht absehbare 
Nutzungsmöglichkeiten offengehalten wird. 

Neue Maßnahmen zur Anpassung an die Marktentwicklung und zur 
Verbesserung der Agrarstruktur wie Flächenstillegung, Extensivierung, 
Umstellung oder Aufgabe der Produktion werden dann neue Möglichkei- 
ten einer längerfristigen Erhaltung der Bausubstanz im ländlichen Raum 
eröffnen, wenn gleichzeitig die Bemühungen um Einkommenskombina- 
tionen und Erwerbsalternativen im Dienstleistungsbereich bei der Land- 
schaftspflege, im Natur- und Umweltschutz, im Fremdenverkehr usw. 
verstärkt werden. Die Förderung der Dorfemeuerung und der Investitio- 
nen in landwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden muß daher 
darauf aus gerichtet werden, den mit dem Umstrukturierungsprozeß in 
der Landwirtschaft verbimdenen Funktionswandel der Bausubstanz im 
Sinne einer Erhaltung zu unterstützen. Dazu werden u. a. die Erfahrun- 
gen aus dem BML-Modellvorhaben „Ippesheim (Mittelfranken)“ ausge- 
wertet, um Möglichkeiten wirtschaftlich tragfähiger Konzepte für die 
künftige Nutzung der Gebäude und einer finanziellen Unterstützung der 
Eigentümer ermitteln zu können. 

Die dauerhafte Sicherung der Bausubstanz im ländlichen Raum erfordert 
neben den Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur auch grund- 
legende Maßnahmen im Bereich der Infrastruktur und Standortverbesse- 
rung, um neue Nutzungsmöglichkeiten und Funktionen zu erschließen, 
die im Zusammenhang mit Fremdenverkehrsaufgaben, Erholungsfunk- 
tionen, zentralörtlichen Funktionen oder Wohnfunktionen stehen. Ein 
wichtiges Instrument hierfür ist die städtebauliche Erneuerung von Dör- 
fern, welche die entsprechenden agrarstrukturellen Fördermaßnahmen 
ergänzt. Im Bund- Länder- Städtebauförderungsprogramm 1987 entfallen 
57 V. H. aller geförderten städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen auf 
Städte und Dörfer im ländlichen Raum. Die Bundesregierung wird die 
Stadt- und Dorfemeuerung auch in den Jahren 1988 bis 1990 mit je 
660 Millionen DM unterstützen und im Zuge der Programmumsetzung 
weiterhin Wert darauf legen, daß die städtebauliche Erneuerung in Orten 
des ländlichen Raums angemessen berücksichtigt wird. 
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Wegen der wachsenden Bedeutung der Dorfemeuerung hat darüber 
hinaus der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
im Rahmen seiner Ressortforschung in enger Abstimmung mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine umfassende 
Analyse der Instrumente, Erfahrungen und künftigen Anforderungen im 
Bereich der Dorfemeuerung veranlaßt, deren Ergebnisse dem Deutschen 
Bundestag zur Verfügung gestellt werden. 


41. Abgeordneter 
Schartz 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregiemng die Tatsache, 
daß der Export von Qualitätsferkeln der Bitbur- 
ger Auktion in benachbarte EG*Mitgliedstaaten 
durch eine veraltete und nicht mehr den tatsäch- 
lichen Marktgegebenheiten gerecht werdende 
EWG -Richtlinie massiv behindert wird, und was 
hat die Bundesregiemng im Verlauf ihrer EG-. 
Ratspräsidentenschaft getan, um diese Ausfuhr- 
erschwemisse im innergemeinschaftlichen 
Handel abzubauen? 


42. Abgeordneter 
Schartz 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit mir darin über- 
ein, daß die Öffnung der Grenzen für 35-Küo- 
gramm-Ferkel, die nicht vorher serologisch auf 
Bmcellose untersucht wurden, zur Entlastung 
des regionalen Ferkelmarktes beitragen würde 
und auch vor dem Hintergmnd des europäischen 
Binnenmarktes dringend erforderhch ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 28. Juni 1988 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der innergemeinschaftliche 
Handelsverkehr mit Ferkeln durch nicht mehr der derzeitigen Tierseu- 
chensituation und den Bedürfnissen des Handels entsprechende Bestim- 
mungen der Richtlinie 64/432/EWG behindert wird. Sie hat daher seit 
geraumer Zeit und wiederholt die EG-Kommission nachdrücküch aufge- 
fordert, durch Vorlage eines Vorschlags zur Ändemng der genannten 
Richtlinie an den Rat der Gegebenheit Rechnung zu tragen, daß die 
Gewichtsgrenze von 25 Küogramm bei Ferkeln nicht mehr den Anforde - 
mngen des Marktes entspricht. Die Kommission hat nunmehr die Zusage 
gegeben, der Fordemng der Bundesregiemng nachzukommen. Die deut- 
sche Delegation hatte der Kommission vorgeschlagen, bei Zucht- und 
Nutzschweinen, die für den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
bestimmt sind, generell auf die Durchfühmng der Komplementbindungs- 
reaktion auf Bmcellose zu verzichten oder hüfsweise die Gewichtsgrenze 
auf 50 Küogramm heraufzüsetzen. Eine solche Regelung wäre auch aus 
fachlicher Sicht gerechtfertigt, denn die betreffende Bestimmung der 
Richtlinie geht noch auf die angespannte Seuchenlage in früheren Jahren 
zurück. Zwischenzeitlich hat sich die Situation der Bmcellose in den 
Mitghedstaaten jedoch erhebüch gebessert. Die Bestimmung, daß 
Zucht- und Nutzschweine aus bmcellosefreien Beständen stammen müs- 
sen, gibt eine ausreichende Sicherheit und läßt ein Abgehen von der 
aufwendigen und kostenwirksamen serologischen Einzeltiemntersu- 
chung zu. 

Die Bundesregiemng stimmt mit Ihnen insoweit überein, daß der Ver- 
zicht auf eine serologische Bmcelloseuntersuchung beim innergemein- 
schaftiichen Handelsverkehr mit Ferkeln zu einer Entiastung der regio- 
nalen Märkte beitragen würde und im Vorgriff auf die Vollendung des 
Binnenmarktes wünschenswert ist. 
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43. Abgeordneter 

Koitzsch 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Untersuchungen von 
Laboratorien verschiedener Rheinwasserwerke 
bekannt, wonach jetzt auch im Regenwasser 
Konzentrationen verschiedener Pflanzenschutz- 
mittel (insbesondere Atrazin und Bentazon) ge- 
funden wurden, die zum Teil mehrfach höher 
sind als die zulässigen Trink wassergrenzwerte, 
und wenn ja, seit wann hat die Bundesregierung 
diese Kenntnisse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 29. Juni 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Wasserwerke in Köln und Amster- 
dam in den Jahren 1987 und 1988 Untersuchungen zum Nachweis von 
Pflanzenschutzmittelrückständen in Regenwasser im Ultraspurenbereich 
vorgenommen haben. Die Befunde sind anläßhch einer Pressekonferenz 
der „Internationalen Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke im Rheinein- 
zugsgebiet (lAWR)" am 21. Jimi 1988 in Düsseldorf vorgestellt worden. 


44. Abgeordneter 
Koitzsch 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, 
sollten diese Untersuchungen zutreffen, der 
Schutz des Trinkwassers durch wasserrechthche 
Maßnahmen (z. B. Ausweisung von Wasser- 
schutzgebieten mit den entsprechenden Aufla- 
gen) nicht mehr gewährleistet ist, sondern viel- 
mehr die Zulassung der entsprechenden Mittel 
überprüft werden muß, und welche Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung hier zu unter- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 29. Juni 1988 

Es ist bekannt, daß nach der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, vor 
allem solchen, die mit Spritzgeräten ausgebracht werden, Rückstände im 
Regenwasser im Ultraspurenbereich Vorkommen können. Dies hängt im 
einzelnen insbesondere von den Eigenschaften der Wirkstoffe sowie von 
den Witterungsbedingungen ab. Entsprechende Untersuchungen sind 
u. a. in Bayern vorgenommen worden. Ein Forschungsvorhaben zur 
Erfassung relevanter Vorgänge wird derzeit bei der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft im Auftrag des Bundesumweltamtes 
durchgeführt. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, 
daß die nach der Anwendung in die bodennahe Luftschicht und später in 
das Regenwasser gelangenden Wirkstoffe dort in nur sehr geringen, 
gesundheiüich unbedenklichen Mengen Vorkommen und zudem in der 
Atmosphäre einem Abbau ausgesetzt sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Problematik - beson- 
ders auch mit der Zielsetzung eines vorbeugenden Gesundheits- und 
Trinkwasserschutzes - nicht nur im Wege einer strengen Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln (die rechüichen Voraussetzungen hierfür sind 
durch das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 [BGBl. I 
S. 1505] in Verbindung mit der Pflanzenschutzmittel Verordnung vom 
28. Juli 1987 [BGBl. I S. 1754] gegeben), sondern auch durch die Bereit- 
schaft der Pflanzenschutzmittehndustrie sowie der Pflanzenschutzgeräte- 
industrie, noch bessere Mittel sowie Geräte als bisher zu entwickeln und 
schließlich durch eine intensivere Beratung und Kontrolle im Pflanzen- 
schutz (integrierter Pflanzenschutz) durch die zuständigen Behörden der 
Länder begegnet werden muß. 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die von den 
Wasserwerken in Amsterdam und Köln gefunde- 
nen Konzentrationen von Insekten- und Pflan- 
zenvernichtungsmitteln in Regenwasserprohen, 
und welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
rung aus diesen alamierenden Ergebnissen von 
Regenwasseruntersuchungen in bezug auf die 
Zulassung und Anwendung von Pflanzenbe- 
handlungsmitteln ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 4. Juli 1988 

Es ist bekannt, daß nach der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, vor 
allem solchen, die mit Spritzgeräten ausgebracht werden, Rückstände im 
Regenwasser im Ultraspurenbereich Vorkommen können. Dies hängt im 
einzelnen insbesondere von den Eigenschaften der Wirkstoffe sowie von 
den Witterungsbedingungen ab. Entsprechende Untersuchungen sind 
u. a. in Bayern vorgenommen worden. Ein Forschungsvorhaben zur 
Erfassung relevanter Vorgänge wird derzeit bei der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft im Auftrag des Bundesumweltamts 
durchgeführt. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, 
daß die nach Anwendung in die bodennahe Luftschicht und später in das 
Regenwasser gelangenden Wirkstoffe dort in nur sehr geringen, gesund- 
heithch unbedenkhchen Mengen Vorkommen und zudem in der Atmo- 
sphäre einem Abbau aus gesetzt sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Problematik - be- 
sonders auch mit der Zielsetzung eines vorbeugenden Gesund- 
heits- und Trinkwasserschutzes - nicht nur im Wege einer strengen 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln (die rechtlichen Voraussetzungen 
hierfür sind durch das Pflanzenschutzgesetz vom 15, September 1986 
[BGBl. I S. 1505] in Verbindung mit der Pflanzenschutzmittelverordnung 
vom 28. Juli 1987 [BGBl. I S. 1754] gegeben), sondern auch durch die 
Bereitschaft der Pflanzenschutzmittehndustrie sowie der Pflanzenschutz- 
geräteindustrie, noch bessere Mittel sowie Geräte als bisher zu entwik- 
keln und schließlich durch eine intensivere Beratung und Kontrolle im 
Pflanzenschutz (integrierter Pflanzenschutz) durch die zuständigen 
Behörden der Länder begegnet werden muß. 

46. Abgeordneter 
Kiehm 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 4. Juli 1988 

Die bestehenden nationalen Anwendungsverbote und -beschränkungen 
für Pflanzenschutzmittel sind bereits umfangreich, insbesondere hinsicht- 
lich schwer abbaubarer Wirkstoffe. Sie sind seit 1971 ständig überprüft 
und neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen angepaßt worden. Ein Ent- 
wurf der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung, der erhebliche Ver- 
schärfungen und Erweiterungen der bestehenden Anwendungsverbote 
und -beschränkungen für Pflanzenschutzmittel vorsieht (insgesamt 127), 
liegt dem Bundesrat seit längerem zur Zustimmung vor. 


Mit welchen Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung den vorsorgenden Gesundheits-, Trinkwas- 
ser- und Umweltschutz in bezug auf die Gefähr- 
dungen durch fast überall feststellbare Rück- 
stände von schwer oder nicht abbaubaren Pflan- 
zenbehandlungsmitteln sicherstellen, und wird 
sie, wie von der Internationalen Arbeitsgemein- 
schaft der Wasserwerke im Rheineinzugsgebiet 
(lAWR) erneut gefordert, ein Verbot schwer ab- 
baubarer Pflanzenbehandlungsmittel schnellst- 
möglich durchsetzen? 


45. Abgeordneter 
Kiehm 
(SPD) 


21 



Drucksache 11/2647 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


47. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über das 

Kißlinger Marktpotential für tropische Fruchtsäfte und 

(SPD) ‘konzentrate im Bereich der Europäischen Ge- 

meinschaft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 30. Juni 1988 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über das Marktpotential für 
tropische Fruchtsäfte und -konzentrate vor, da diese in den offiziellen 
Statistiken nicht getrennt ausgewiesen werden. Gewisse Erkenntnisse 
lassen sich jedoch aus Informationen über den Markt von Fruchtsäften 
insgesamt ableiten. 

Die Einfuhrmengen von Fruchtsäften und -konzentraten insgesamt aus 
Drittländern in die EG betrugen 1986 506683 Tonnen Saft aus Zitrus- 
früchten und 162 670 Tonnen aus anderen Früchten, in denen auch die 
Säfte aus tropischen Früchten enthalten sind. 

Der Verbrauch an Fruchtsäften ist in den vergangenen Jahren ständig 
gestiegen. So betrug der Pro-Kopf-Verbrauch an Fruchtsaft und Frucht- 
nektar in der EG im Jahre 1986 1 1,7 Liter gegenüber 7,8 Liter im Jahre 
1982. Es kann angenommen werden, daß der Verbrauch von tropischen 
Fruchtsäften entsprechend zugenommen hat. Weitere Einzelheiten auch 
hinsichtlich der Säfte aus tropischen Früchten ergeben sich möglicher- 
weise aus einer Studie des britischen Marktforschungsinstitutes ERC 
über den Markt für Fruchtsäfte in Europa, die zur Zeit erarbeitet wird und 
voraussichtlich noch in diesem Jahr der CMA verfügbar sein wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


48. Abgeordneter 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mittel, 
die für die Förderung von Fahrten Jugendlicher 
nach Berlin vom Bundesministerium für inner- 
deutsche Beziehungen zur Verfügung gestellt 
werden, zumindest vom Land Hessen für dieses 
Jahr schon ausgeschöpft sind, und ist sie bereit, 
dem gestiegenen Interesse der Jugendlichen 
nach einer Berlin-Fahrt durch Erhöhung der Mit- 
tel Rechnung zu tragen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Priesnitz 
vom 30. Juni 1988 


Das Hessische Sozialministerium, Wiesbaden, hat mich mit Schreiben 
vom 21. Juni 1988 davon unterrichtet, daß die ihm 1988 für die Förderung 
von Informationsfahrten von Schülern, Jugendlichen und Studenten nach 
Berlin (West) zur Verfügung stehenden Bundes- und Landesmittel nicht 
ausreichen, um alle vorliegenden Förderungs anträge zu befriedigen. Das 
Ministerium hat mich gleichzeitig gebeten, ihm einen zusätzlichen Betrag 
von 120 000 DM aus Bundesmitteln nachzubewilligen, um den im Augen- 
blick anliegenden Bedarf zu decken. Ich kann Ihnen mitteiien, daß 
vorgesehen ist, dem Hessischen Sozialministerium in Kürze einen zusätz- 
lichen Betrag von 100 000 DM zur Verfügung zu stellen, wobei ich davon 
ausgehe, daß das Land Hessen bereit und in der Lage ist, diese zusätzli- 
che Zuweisung mit Landesmitteln mindestens in Höhe von 20 000 DM 
finanziell zu begleiten. Damit wäre sichergestellt, daß alle derzeit anlie- 
genden Förderungsanträge im Berlinfahrtenbereich in eine Förderung 
aus öffentlichen Mitteln einbezogen werden können. 
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49. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ausschließen, daß ein 

Kuhlwein möglicher neuer Grenzübergang zwischen der 

(SPD) Bundesrepublik Deutschland und der DDR auf 

der B 208 zwischen Ratzeburg und Gadebusch 
auch für den Verkehr von Sonder mülltranspor- 
ten nach Schönberg (DDR) genutzt wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Priesnitz 
vom 5. Juli 1988 

Schon am 19. März 1986 hat der Parlamentarische Staatssekretär Spran- 
ger in der damaligen Zuständigkeit des Bundesministers des Innern für 
den Umweltschutz auf Ihre mündliche Frage, ob die Bundesregierung für 
aUe Zukunft ausschließe, daß im Bereich Wietingsbek (bei Ratzeburg) ein 
Grenzübergang für die Mülltransporte zur DDR-Deponie Schönberg ein- 
gerichtet wird, im Deutschen Bundestag sinngemäß geantwortet, daß er 
davon ausgehe, daß das für die Zukunft gelte. Insoweit haben sich keine 
neuen Entwicklungen ergeben. Die Bundesregierung steht mit der DDR 
wegen einer Öffnung eines neuen Grenzüberganges auf der B 208 zwi- 
schen Ratzeburg und Gadebusch nicht in Kontakt; eine Antwort auf den 
zweiten Teü Ihrer Frage - Verlagerung der Sondermülltransporte nach 
Schönberg (DDR) - erübrigt sich daher insoweit. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


50. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 

Dr. Holtz tun, daß durch die Erlasse der Bundesanstalt für 

(SPD) Arbeit und die damit verbundene Einschrän- 

kung der Zulassungsrichtlinien für die berufliche 
Ausbildung behinderter Jugendhcher Schwerst- 
behinderte mit einem erhöhten Betreuungsauf- 
wand zukünftig keinen Zugang mehr zu Behin- 
derten-Werkstätten finden (so geschehen im Fal- 
le eines Behinderten, der aus der Werkstatt für 
Behinderte GmbH des Kreises Mettmann in Ra- 
tingen nach Hause entlassen werden mußte), 
weil die notwendigen Personalkosten nicht zur 
Verfügung gestellt werden, und was empfiehlt 
die Bundesregierung den Werkstätten und den 
betroffenen Familien zu tun, damit junge Behin- 
derte nicht zurück in ein Schattendasein am Ran- 
de der Gemeinschaft abgeschoben werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 29. Juni 1988 

Wie die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort (Drucksache 11/2563) 
auf die Kleine Anfrage aus Drucksache 11/2416 mitgeteüt hat, hat sie es 
der Bundesanstalt für Arbeit ermögticht, über die Ansätze des Haushalts 
für 1988 hinaus für Leistungen der Rehabilitation zusätzlich 60 Millionen 
DM zur Verfügung zu stellen. Damit ist insbesondere sichergestellt, daß 
auch für behinderte Jugendliche des Schulentlaßjahrgangs 1988 die zu 
ihrer beruflichen Eingliederung erforderlichen Maßnahmen im notwen- 
digen Umfang gefördert werden und Rechtsansprüchen auf Förderung 
sowie bereits eingegangenen Verpflichtungen Rechnung getragen wird. 
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51. Abgeordneter 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Herrn Prof. Val- 
entin wegen der in der ARD-Sendung „Gesucht 
wird - Gift am Arbeitsplatz" am 14. April 1988 
vorgetragenen Vorwürfe und Verflechtungen 
nüt der Asbestindustrie von seinem Amt als Lei- 
ter der Sektion Arbeitsmedizin des Ärztlichen 
Sachverständigenbeirates beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung abzuberufen? 


52. Abgeordneter 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus den in der oben genannten Fernseh- 
sendung gemachten Vorwürfen, die Berufsge- 
nossenschaft Chenue sowie das staatliche Ge- 
werbeaufsichtsamt in Bayern hätten eine lang- 
fristige Überschreitung der MAK- und BAT- 
Werte (MAK = Maximale Arbeitsplatzkonzen- 
tration, BAT = Biologische Arbeitsstofftoleranz- 
werte) für Quecksüber bei Beschäftigten der 
chemischen Fabrik Marktredwitz nicht verhin- 
dert? 


53. Abgeordneter Wie ist der Stand der Planung der Bundesregie- 

Müller rung im Bereich einer stärkeren Bündelung der 

(Düsseldorf) verschiedenen Verordnungen und Gesetze und 

(SPD) der Arbeitsschutzkontrollen in Form eines ein- 

heitiichen Arbeitsschutzgesetzes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 4. Juli 1988 

Professor Dr. Valentin ist seit den 60er Jahren als Wissenschaftler auf dem 
Gebiet der Arbeitsmedizin und als Lehrstuhlinhaber für dieses Fach der 
Universität Erlangen/Nürnberg tätig. Er war jahrelang Vorsitzender der 
wissenschaftlichen Einrichtung dieses Faches, der Deutschen Gesell- 
schaft für Arbeitsmedizin. 1973 wurde er in den Ärztlichen Sachverstän- 
digenbeirat beim Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Sek- 
tion „Arbeitsmedizin" (frühere Bezeichnung „Unterausschuß Berufs- 
krankheiten"), berufen und von den übrigen Mitgliedern der Sektion 
zum Vorsitzenden gewählt. 

Auf Grund der langjährigen Erfahrungen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung mit der Arbeit des Ärztlichen Sachverständi- 
genbeirats besteht keine Veranlassung, an der arbeitsmedizinischen 
Qualifikation von Professor Dr. Valentin zu zweifeln. Für die in der 
angesprochenen ARD-Sendung indirekt zum Ausdruck gebrachten 
Zweifel an der Objektivität von Professor Dr. Valentin liegen dem Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung keine begründeten 
Änhaltspunkte vor. Der Umstand, daß Mitglieder des Ärztlichen Sachver- 
ständigenbeirates wegen ihrer herausragenden Fachkenntnisse als Gut- 
achter oder Berater von den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Grup- 
pierungen herangezogen werden, steht für sich allein ihrer Mitarbeit in 
diesem Gremium nicht entgegen. 

Die am 1. Oktober 1986 in Kraft getretene neue Gefahrstoff Verordnung 
schreibt in § 18 Abs. 1 ausdrücklich vor, daß der Arbeitgeber die Einhal- 
tung der MAK- und BAT-Werte zu überwachen hat. Mit dieser Vorschrift 
hat die Bundesregierung Folgerungen aus früheren Überschreitungen 
von Grenzwerten gezogen. Für den Vollzug der Vorschrift sind die 
Länder zuständig. Parallel dazu überprüfen die Berufsgenossenschaften 
die Vorschriften. 
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Die Bundesregierung sieht die Verbesserung des Gesundheitsschutzes 
der Arbeitnehmer als ständige Aufgabe. 

Eine Neuordnung des Arbeitsschutzrechts durch ein umfassendes 
Arbeitsschutzgesetz erfordert nach den Erfahrungen in der Vergangen- 
heit erhebliche Vorbereitungen und einen großen Zeitaufwand. Die Bun- 
desregierung hat ein solches Vorhaben in dieser Legislaturperiode 
zugunsten anderer vordringlicher sozialpolitischer Reformvorhaben 
zurückgestellt. Gleichwohl wird aber das Arbeitsschutzrecht fortwährend 
weiterentwickelt und verbessert durch 

- Ausbau des Verordnungsrechts (Gefahrstoff-, Röntgen-, StörfaUver- 
ordnung sowie Verordnungen nach § 24 Gewerbeordnung) und 

- Überarbeitung und Ergänzung der Unfallverhütungs vor Schriften der 
Berufsgenossenschaften. 

Die Fortentwicklung des nationalen Arbeitsschutzrechts wird ferner 
durch die nach Inkrafttreten der Einheithchen Europäischen Akte ver- 
stärkten Aktivitäten der EG auf dem Gebiet des Arbeitsschutzrechts 
beeinflußt werden. 


54. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Welche Überzahlungen entstanden der Bundes- 
anstalt für Arbeit in den Jahren 1982 bis 1987 
durch mißbräuchliche Inanspruchnahme von Ar- 
beitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe, weil die 
Empfänger sich nicht als Arbeitssuchende, ob- 
wohl sie Arbeit auf genommen, abgemeldet 
hatten? 


Wie hoch waren die Beträge für diese Regreßan- 
sprüche in den genannten Jahren, die als nicht 
einbringbar abgeschrieben werden mußten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 4. Juli 1988 

Spezielle Erhebungen darüber, wie hoch die Summe der Forderungen 
der Bundesanstalt für Arbeit ist, die dadurch entstanden sind, daß 
Arbeitslose die Aufnahme einer Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig mel- 
den, und in welcher Höhe diese Forderungen erlassen oder niederge- 
schlagen worden sind, liegen nicht vor. Ich kann Ihnen deshalb nur 
Teilergebnisse mitteilen; 

1. Seif dem 1. August 1984 vergleicht die Bundesanstalt für Arbeit die 
Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe mit 
den Beschäftigungszeiten, die die Arbeitgeber nach der Datenerfas- 
sungs- und der Datenübermittlungsverordnung melden. Dabei sind 
folgende Überzahlungen festgestellt worden; 

Zeitraum Überzahlte Leistungen 

August 1984 bis Juli 1985 24 301 188 DM 

August 1985 bis Juli 1986 23 933 901 DM 

August 1986 bis Dezember 1987 33 982 503 DM 

2. Auf Grund von Außenprüfungen nach § 132 a des Arbeitsförderungs- 
gesetzes, deren Ergebnisse seit 1986 statistisch erfaßt werden, haben 
die Arbeitsämter folgende Überzahlungen festgestellt: 

Kalenderjahr Überzahlte Leistungen 

1986 11927 348 DM 

1987 16 839 841 DM 
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3. Erlasse und Niederschlagungen werden seit 1987 nach Leistungsarten 
differenziert erfaßt. Nicht festgehalten werden Grund und Zeitpunkt 
der Entstehung der jeweiligen Forderung. 

Danach ergibt sich für das Kalenderjahr 1987 folgendes Bild: 

Leistungsart Erlassene und niedergeschlagene 

Beträge 

Arbeitslosengeld 13 859 268 DM 

Arbeitslosenhilfe 2 291261 DM 


56. Abgeordneter Welche finanziellen Entlastungen des Haushalts 

Sieler der Bundesanstalt für Arbeit (in Millionen DM 

(Amberg) für die Jahre 1983 bis 1988) hatte der Beschluß 

(SPD) von 1983 zur Folge, die Rentenversicherungsbei- 

träge für Arbeitslose nur noch in Höhe der Ar- 
beitslosenunterstützung zu zahlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Juni 1988 

Nach dem Regierungsentwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 ist die 
Bundesregierung davon ausgegangen, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
im Jahre 1983 infolge der Herabsetzung der Bemessungsgrundlage für 
die Berechnung der Beiträge zur Rentenversicherung für die Leistungs- 
bezieher der Bundesanstalt für Arbeit (Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld, 
Übergangsgeld, Schlechtwettergeld, Kurzarbeitergeld) mit insgesamt 
3 779 Millionen DM entlastet wird. 

Eine Aussage, wie sich diese Maßnahme in den späteren Jahren ausge- 
wirkt hat, ist wegen der Wechselwirkung mit anderen gesetzlichen Ände- 
rungen und administrativen Maßnahmen der Arbeitsverwaltung (z. B. 
Qualifizierungsoffensive), die eine eindeutige Zuordnung ausschließen, 
nicht möglich. 


57. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Treffen die von verschiedenen Seiten geäußer- 
ten Befürchtungen zu, daß auf Grund der unter 
anderem durch die Steuerreform ausgelösten 
Haushaltskürzungen erhebliche Einschränkun- 
gen im ABM- und FuU-Bereich für 1989 zu er- 
warten sind? 


58. Abgeordneter 
Tietjen 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es aus arbeitsmarkt- 
politischen Gründen für verantwortbar, im Ar- 
beitsamtsbezirk Leer/Papenburg von der bisher 
praktizierten Regelung für hundertprozentige 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) abzu- 
weichen, was eine erhebhche Reduzierung der 
ABM-Stellen nach sich ziehen würde? 


59. Abgeordneter 
Tietjen 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbeson- 
dere die ABM-Träger im sozialen und karitati- 
ven Bereich ihre zusätzlichen Aufgaben, die mit 
Arbeitsbeschaffungsmitteln bisher gefördert 
wurden, nur dann aufrechterhalten können, 
wenn auch weiterhin eine hundertprozentige 
Förderung gewährleistet ist? 
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60. Abgeordneter 
Tietjen 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 6. Juli 1988 

Die zu erwartende Ausgabenentwicklung bei der Bundesanstalt für 
Arbeit im Jahre 1989 wird u. a. auch Konsolidierungsmaßnahmen bei 
bestimmten Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz erforderlich 
machen. Über die Frage, welche Leistungen im welchem Umfang davon 
betroffen sind, wird die Bundesregierung in den nächsten Wochen ent- 
scheiden. Der Entscheidung der Bundesregierung kann heute nicht vor- 
gegriffen werden. 

Auf Grund dieser Sachlage lassen sich auch Ihre weiteren Fragen zur Zeit 
nicht beantworten. 

61. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 5. Juli 1988 

Die Bundesregierung hält die angesprochene Regelung für angemessen, 
da ein Teünehmer an einer berufsfördernden Bildungsmaßnahme zur 
Rehabilitation nicht arbeitslos ist und sich die Möglichkeiten, die Maß- 
nahme wegen Urlaubs zu unterbrechen, nach den Gegebenheiten dieser 
Maßnahme und dem Erfordernis, das Maßnahmeziel zu erreichen, rich- 
ten müssen. Die für Arbeitslose geltenden Regelungen können nicht 
zusätzlich herangezogen werden. 

62. Abgeordneter Wie schätzt die Bundesregierung die Entwick- 

Nehm lung wesentlicher Eckdaten für die Finanzlage 

(SPD) der gesetzlichen Rentenversicherung, insbeson- 

dere die Zahl der Beschäftigten und der Bei- 
tragszahler, die Entgeltentwicklung (absolut und 
in V. H.) usw., in den einzelnen Jahren 1988 bis 
1992 heute im Vergleich zum Finanzplan des 
Bundes bis 1991 ein, und wie stellt sich demnach 
aus heutiger Sicht die Entwicklung der Schwan- 
kungsreserve (in Milliarden DM und in Monats- 
ausgaben) und des Bundeszuschusses in den 
einzelnen Jahren 1988 bis 1992 gegenüber den 
Annahmen im Finanzplan bis 1991 dar? 


Hält es die Bundesregierung für angemessen, 
daß Arbeitslose bei einer urlaubsbedingten Un- 
terbrechung einer beruflichen Büdungsmaßn ah- 
me im Rahmen berufsfördernder Leistungen zur 
Rehabilitation weder Übergangsgeldzahlung er- 
halten noch krankenversichert sind, xmd was 
wird sie unternehmen, damit Arbeitslose wäh- 
rend der rechtzeitig angekündigten Urlaubsab- 
wesenheit (um z. B. mit dem berufstätigen Ehe- 
gatten gemeinsam Urlaub machen zu können) 
auch während beruflicher Bildungsmaßnahmen 
beim Rentenversicherungsträger so behandelt 
werden wie Arbeitslose, die außerhalb einer 
Maßnahme Urlaub beantragen können, ohne ih- 
re soziale Grundsicherung zu gefährden? 


Hält die Bundesregierung es für verantwortbar, 
von der bisherigen Praxis hinsichtlich der Richt- 
linien-Auslegung für Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (ABM) für den Arbeitsamtsbezirk Leer/ 
Papenburg abzuweichen, was eine erhebliche 
Reduzierung der zur Zeit über 2 600 ABM- Stel- 
len nach sich ziehen würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 5. Juli 1988 

Die Einschätzung mittelfristiger gesamtwirtschaftlicher Eckwerte, von 
denen die Bundesregierung bei ihrer Finanzplanung bis 1992 ausgeht, 
sowie die Differenzen gegenüber der mittelfristigen Finanzplanung des 
Jahres 1987, welche bis 1991 reichte, ergeben sich aus folgender tabella- 
rischer Übersicht: 



1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 


Veränderung gegenüber Vorjahr in v. H. 

Abhängig Beschäftigte 

Finanz-Plan 1988 
Finanz-Plan 1987 

0.8') 

0,6 

p p 

00 

0,5 

durch 

1 

durchschnittlich 0 
schnittlich 1,0 p. a. 

7 p. a. 

Bruttolohn- und 
-gehaltssumme je' ab- 
hängig Beschäftigten 

Finanz-Plan 1988 

Finanz-Plan 1987 

3,0') 

3,5 

2,7 

3,2 

2,3 

durcf 

durch 

1 schnittlich ' 

schnittlich 3 

1,5 p. a. 

2 p. a. 


in Tausend 

Abhängig Beschäftigte 

Finanz-Plan 1988 

Finanz-Plan 1987 

22707') 

22640 

22 802 

22 820 

22 927 

im Projel 

: ^ n 

im Projektionsendjahr 
dionsendjahr 23 490 

23 440 


in DM 

Bruttolohn- und 
-gehaitssumme je ab- 1 
hängig Beschäftigten 
Finanz-Plan 1988 

Finanz-Plan 1987 

38331') 

38475 

39 383 

39 705 

40302 
im Projel 

im Projektil 
ctionsendjah 

ansendjahr 

r 44 000 

44 300 


Statistisches Bundesamt, Stand: März 1988 


Unter den oben dargestellten Annahmen für die Entwicklung der Löhne 
und der Beschäftigung ergeben sich die aus der folgenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Vorausschätzungen für die Entwicklung der 
Schwankungsreserve und des Bundeszuschusses. Dabei beruht die Ent- 
wicklung der Schwankungsreserve nach den Eckdaten des Finanzplanes 
1987 noch auf dem vorausgeschätzten Jahresergebnis 1987; das tatsäch- 
liche Jahresergebnis 1987, das der derzeitigen Vorausschätzung neben 
den Eckdaten des Finanzplanes 1988 zugrunde liegt, fiel geringfügig 
besser aus (21,0 Milliarden DM statt 20,7 Milliarden DM). 


Die Entwicklung der Schwankungsreserve und dgs Bundeszuschusses im 
mittelfristigen Zeitraum^) nach den ökonomischen Eckdaten der Finanz- 
pläne 1987 bzw. 1988 



Eckdaten des Finanzplans 1987 

Eckdaten des Finanzplans 1988 


Schwankungsreserve 

Bundes- 

zuschuß 

Schwankungsreserve 

Bundes- 

zuschuß 


Milli- 

Monats- 

Milli- 

Milli- 

Monats- 

Milli- 


arden 

aus- 

arden 

arden 

aus- 

arden 


DM 

gaben 

DM 

DM 

gaben 

DM 

1987 

20,7 

1,8 

26,7 2) 

41,0^) 

1,8 

26,7^) 

1988 

22,7 

1,9 

27,6^) 

22,3 

1,8 

27,6 

1989 

24,7 

2,0 

28,6 

21,9 

1,7 

28,5 

1990 

24,3 

1,8 

29,6 

}9,6 

1,5 

29,2 

1991 

22,3 

1,6 

30,6 

15,7 

1,1 

30,0 

1992 

— 

— 

— 

9,4 

1 

0,7 

30,9 


Finanzplan 1987: bis 1991; Finanzplan 1988: bis 1992 
Tatsächlich gezahlt 

Gemäß Finanzplan 1987, entspricht dem Ansatz im Haushalt 1988 
"•) Vorläufiges Rechnungsergebnis 1987 
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Beide Berechnungen gehen von einer Regelung der Beitragszahlung zur 
Krankenversicherung der Rentner nach geltendem Recht aus. 

Nach beiden Rechnungen ist bis 1991 eine ausreichende Schwankungs- 
reserve vorhanden. ‘ 

Die rechnerische Unterschreitung des SchwankungsreservesoUs 1992 
bedeutet allerdings nicht, daß tatsächlich Finanz- oder Liquiditätspro- 
bleme auftreten werden. Denn die erklärte Absicht der Bundesregierung 
ist es, das finanzielle Gleichgewicht der gesetzlichen Rentenversicherung 
mit der Strukturreform auch längerfristig zu gewährleisten. Dabei ist 
daran zu erinnern, daß die Bundesregierung schon im Rentenanpas- 
sungsbericht 1987 betont hat, daß im Hinblick auf die Ergebnisse der 
Berechnungen die Strukturreform weitergeführt werden muß, „so daß 
erste entlastende Wirkungen schon mit Beginn der neunziger Jahre ein^ 


Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen bzw. 
Mehrausgaben - in Millionen DM und für die 
Jahre 1989 bis 1992 - muß bei der Bundesanstalt 
für Arbeit gerechnet werden, wenn die Bundes- 
anstalt ab 1. Januar 1989 wieder verpflichtet 
werden soll, volle Beiträge zur Rentenversiche- 
rung für die Arbeitslosen zu zahlen? 


Wie würde sich die zwischen dem Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung und dem 
Bundesministerium der Finanzen vereinbarte 
Anhebung der Bemessungsgrundlage für die 
Rentenversicherungsbeiträge Arbeitsloser auf 
75 V. H. bis 80 v. H. ihres letzten Bruttolohns ab 
1992 haushaltsmäßig auf die Ausgaben des Bun- 
des für Arbeitslosenhüfe und die Ausgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit für Arbeitslosengeld 
auswirken, und inwieweit muß dafür im Finanz- 
plan des Bundes bis 1992 Vorsorge getroffen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 5. Juli 1988 

Pläne, die Bundesanstalt für Arbeit zu verpflichten, ab 1. Januar 1989 für 
ihre Leistungsbezieher Beiträge zur Rentenversicherung wieder von 
Hundert vom Hundert des dem Leistungsbezug zugrundehegenden 
Bemessungsentgelts zu entrichten, bestehen nicht. 

Würde eine solche Regelung getroffen werden, müßte mit folgenden 
Mehrbelastungen der Bundesanstalt für Arbeit gerechnet werden: 

1989 3,7 Müliarden DM, 

1990. 3,6 Milliarden DM, 

1991 3,6 MiUiarden DM, 

1992 3,5 Milliarden DM. 

Im Rahmen der Rentenstrukturreform sind zahlreiche Maßnahmen zu 
beraten. Beschlüsse sind noch nicht gefaßt, so auch nicht darüber, ob und 
gegebenenfalls von welchem Zeitpunkt an die Bemessungsgrundlage für 
die Beiträge zur Rentenversicherung für die Leistungsbezieher der Bun- 
desanstalt für Arbeit angehoben werden soll. 

Rechnerisch würden bei einer Anhebung der Beiträge zur Rentenversi- 
cherung auf 75 V. H. bzw. 80 v. H. des dem Leistungsbezug zugrundelie- 
genden Bemessungsentgelts ab 1. Januar 1992 Mehraufwendungen 


treten können". 

63. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 
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- für den Bund von 1,1 bzw. 1,2 Milliarden DM, 

- für die Bundesanstalt für Arbeit von 2,0 bzw. 2,3 Müliarden DM 
entstehen. 

Den Berechnungen zu diesen Fragen liegen die aktuellen wirtschaft- 
lichen Eckdaten der Bundesregierung für die Jahre 1988 bis 1992 zu- 
grunde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


65. Abgeordneter 
Dr.Uelhoff 
(CDU/CSU) 


Haben alle Auszubüdenden des Prüfungsjahr- 
gangs 1988 bei der Bundeswehrverwaltung die 
Möglichkeit, in ein Angestellten- oder Beamten- 
verhältnis übernommen zu werden? 


66. Abgeordneter 
Dr. Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Erfolgt die Ausbildung bei der Bundeswehrver- 
waltung über den Eigenbedarf hinaus, wenn ja, 
in welchem Zeitraum besteht für alle Auszubü- 
denden die Chance, in ein Angestellten- oder 
Beamtenverhältnis übernommen zu werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 5. Juli 1988 


In den Bereichen der Nachwuchsausbüdung für die Beamtenlaufbahnen 
und die Büroberufe (Verwaltungsfachangestellte und Bürogehüfen) 
bildet die Bundeswehrverwaltung am Eigenbedarf orientiert aus. Dage- 
gen überschreiten die Ausbüdungsplätze in den über zwanzig gewerb- 
lich-technischen (handwerklichen) Ausbildungsberufen traditionell (seit 
1959) den Eigenbedarf der Bundeswehr (Streitkräfte/Bundeswehrverwal- 
tung) um etwa ein Drittel. 

Die geeigneten Beamtenanwärter können nach bestandener Laufbahn- 
ausbüdung als Beamte auf Probe übernommen werden. Bis zum Haushalt 
1988 konnten auch die erfolgreich zu Verwaltungsfachangestellten und 
Bürogehüfen Ausgebüdeten, die für eine dauernde Mitarbeit in der 
Bundeswehr geeignet und gegebenenfaUs auch bereit waren, einen 
freien Arbeitsplatz außerhalb ihres Ausbildungsortes anzunehmen, in 
anschließende Beschäftigung übernommen werden. 

Verwaltungsfachangestellte und Bürogehüfen können wieder in 
anschließenden Beschäftigungen übernommen werden. Schwierigkeiten 
sind nach wie vor bei mangelnder Mobilität der Ausgebildeten zu er- 
warten. 

Von den in gewerblich-technischen Berufen Ausgebüdeten werden auch 
1988 - wie in den Vorjahren - rund ein Drittel eine Anschlußverwendung 
als Soldat auf Zeit der Bundeswehr finden. Ein weiteres Drittel wird 
entweder in weitere Ausbildung oder in ein Arbeitsverhältnis bei der 
Bundeswehrverwaltung übernommen. 

Die über den Eigenbedarf der Bundeswehr in gewerblich-technischen 
Ausbildungsberufen Ausgebildeten, ebenfalls rund ein Drittel, gehen 
traditionell in weitere Ausbüdung oder in Arb eit s Verhältnisse in Indu- 
strie, Wirtschaft und andere öffentliche Verwaltungen, insbesondere in 
kommunale Verwaltungen. 

Speziell der letztgenannten Gruppe werden seit 1987 Überbrückungsbe- 
schäftigungen bis zur Dauer von sechs Monaten im Rahmen des Gesamt- 
personalstellensolls angeboten. Der Auszubildende muß dazu 
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- die Einberufung zum Wehrdienst, 

- den Beginn eines weiteren Ausbildung sverhältnisses, 

- die Aufnahme einer weiterführenden Schul-, Fachhochschul- oder 
U niver sitäts ausbüdung 

nachweisen. Diese Überbrückungsbeschäftigungen können ebenfalls 
wieder angeboten werden. 


67. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 1. Juli 1988 

Der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland wird in den Prozessen 
vortragen, daß die rechtliche Bewertung des von den klagenden Parteien 
eingebr achten Gutachtens keine Änderung der derzeitigen Lage not- 
wendig macht. 


68. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Dr. Klejdzinski daß es rechtswidrig ist, der Bevölkerung von 

(SPD) sieben Tiefstfluggebieten bald 40 Jahre lang 

einen Sonderbeitrag für Verteidigungslasten ab- 
zuverlangen, obwohl mit der 49er Lösung ein 
Konzept vorhanden ist, welches die Verteidi- 
gungslast gleichmäßiger verteüen würde? 


Da auf meine Frage 36 (Drucksache 1 1/2305) die 
Bundesregierung geantwortet hat, daß das von 
der Kommunalpolitischen Arbeitsgemeinschaft 
gegen Fluglärm in Auftrag gegebene Gutachten 
der Bundesregierung bekannt sei und eine 
rechtliche Bev/ertung durch den Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland in den Prozessen 
vorgetragen werde, frage ich die Bundesregie- 
rung, welche rechtliche Bewertung sie vorgetra- 
gen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 1. Juli 1988 

Die Bundesregierung teüt Ihre Auffassung nicht, daß sie rechtswidrig der 
Bevölkerung der sieben Tieffluggebiete einen Sonderbeitrag für Vertei- 
digungslasten abverlangt habe. Nach den einschlägigen Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichtes ist der Gleichheitssatz nur dann als 
verletzt anzusehen, wenn ein vernünftiger, sich aus der Natur der Sache 
ergebender oder sonstwie sachlich einleuchtender Grund für eine Diffe- 
renzierung sich nicht finden läßt, d. h., wenn die Bestimmung als willkür- 
lich bezeichnet werden muß. Auf die Größe der von einer Regelung 
betroffenen Gruppe kommt es nicht an, solange diese sachgerecht abge- 
grenzt und gleichwertigen Regelungen unterworfen ist. 

Mit der Entscheidung, die bestehenden Tieffluggebiete dort zu belassen, 
wo sie historisch bestanden, nämlich über den dünnstbesiedelten Gebie- 
ten der Bundesrepublik Deutschland, hat der Bundesminister der Vertei- 
digung aus Gründen der Sicherheit und des Verhältnisses der Bundesre- 
publik Deutschland zu den angrenzenden Staaten Rechnung getragen. 

Die für diese Entscheidung erheblichen Gründe im einzelnen waren, 
die Überflüge im Tiefflug von 

- Großstädten, 

- Kernenergieanlagen, 

- Schutzzonen, 
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- Sperrgebieten, z. B. über Schießgebieten, 

- Flugbeschränkungsgebieten, 

- KontroUzonen, 

- Flugplätzen und 

- Grenzabstandszonen im Osten und Süden der Bundesrepublik 
Deutschland 

- und damit unbeabsichtigte Grenzverletzungen und deren mögliche 
pohtische und militärische Folgen 

zu vermeiden. 

Darin liegt der vernünftige und sich aus der Natur der, Sache ergebende 
sowie sachhch einleuchtende Grund für die Differenzierung. 


69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für einen Ausbau 

Catenhusen und eine Verlängerung der Verbindungsstraße 

(SPD) zwischen der Lützow- Straße und dem Übungs- 

gelände der Britischen Rhein-Armee nördlich 
der Bahnstrecke im Münsteraner Ortsteü Dor- 
baum zu sorgen, damit Panzerverkehr und Mili- 
tärtransporte der britischen Streitkräfte zum 
Übungsgelände in Handorf-Dorbaum nicht mehr 
öffentliche Straßen benutzen müssen und so Be- 
lastungen der Bevölkerung durch militärischen 
Schwerlastverkehr verringert werden? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 7. Juli 1988 

Die geplante Erweiterung des Standortübungsplatzes Münster-Handorf 
sowie die Vereinbarung mit den britischen Streitkräften über die erwei- 
terte Mitbenutzung des britischen Übungsgeländes Münster-Dorbaum 
durch die Bundeswehr ist Ihnen mit Schreiben vom 31. August 1987 
erläutert worden. 

Die Bundeswehr ist nach wie vor bereit, die direkte Verbindungsstraße 
zwischen der Lützow- Kaserne in Münster-Flandorf und dem britischen 
Übungsplatz, deren Befestigung jetzt hinter dem Überführungsbauwerk 
über die Bundesbahnstrecke endet, um ca. 400 Meter zu verlängern und 
auszubauen. 

Die Verwirklichung steht jedoch im Zusammenhang mit der Erweiterung 
des Standortübungsplatzes Münster-Handorf und einer angestrebten 
Mitbenutzung der Bundeswehr des britischen Übungsplatzes Münster- 
Dorbaum. Der Mitbenutzungsvertrag ist noch nicht abgeschlossen. Die 
Stadt Münster hat in ihrer Stellungnahme zu dem Raumordnung sverf äh- 
ren Bedenken gegen die geplante Mitbenutzung des britischen Übungs- 
geländes Münster-Dorbaum geltend gemacht. 


70. Abgeordneter 
Zumkley 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung - in Anbetracht der Er- 
klärung des amerikanischen Verteidigungsmini- 
sters Calucci (im Vorwort der Pentagon- Veröf- 
fentlichung „Soviet Military Power 1988“), er 
habe sich mit dem sowjetischen Verteidigungs- 
minister Jasow getroffen, um u. a. ein besseres 
Verständnis öffentlicher sowjetischer Erklärun- 
gen über eine „defensive Doktrin" und eines 
neuen Konzepts des „vernünftigen und ausrei- 
chenden Niveaus" zu gewinnen, jedoch nicht in 
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Erfahrung bringen können, welche Veränderun- 
gen im sowjetischen Einsatzkonzept definitiv 
stattfinden könnten, und somit bis heute keine 
Beweise, die auf eine Veränderung des offensi- 
ven Charakters der Streitkräftestruktur und des 
Stationierungsmusters der UdSSR hindeuten - 
bereit, auf das sowjetische Angebot zu Gesprä- 
chen über Strategien und Streitkräfte-Strukturen 
einzugehen, gegebenenfalls auch ab gestimmt 
im Rahmen der NATO und . im europäischen 
Rahmen (EPZ, EG, WEU), und was will sie kon- 
kret veranlassen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 5. Juli 1988 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich daran interessiert, den Dialog und 
die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas und insbesondere der 
Sowjetunion auf breiter Grundlage fortzusetzen und auch voranzubrin- 
gen. Dies schließt selbstverständlich Fragen der militärischen Friedenssi- 
cherung und ihrer praktischen Verwirklichung ein. Die Bundesregierung 
nahm mit Interesse bisherige Erklärungen der Staaten und einzelner 
Vertreter des Warschauer Pakts zur Kenntnis, wonach sich in der sowjeti- 
schen Militärdoktrin bzw. der des Warschauer Pakts ein Wandel vollzo- 
gen hat und sie sich am Grundsatz der Hinlänglichkeit ausrichten soll. 
Die praktische Umsetzung dieses angekündigten Wandels ist bisher nicht 
festzustellen, sondern es ist, im Gegenteü, auf östiicher Seite eine unver- 
minderte Aufrüstung zu beobachten. Das westliche Bündnis stellte schon 
in seiner Brüsseler Erklärung über konventionelle Rüstungskontrolle vom 
Dezember 1986 heraus, daß die Aufgabe von Streitkräften nur darin 
bestehen soUte, Kriege zu verhindern und die Selbstverteidigung sicher- 
zustellen; sie sollten nicht dazu da sein, Aggressionen zu begehen und als 
Mittel der politischen oder militärischen Entwicklung zu dienen. Die 
Staats- und Regierungschefs der NATO haben das in der „ErMärung zur 
konventionellen Rüstungskontrolle: Der Weg nach vorn" anläßlich des 
Gipfeltreffens im März 1988 bekräftigt. 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, mit den Staaten des 
Warschauer Pakts Fragen der Strategien der Bündnisse und ihre konkrete 
Umsetzung in Umfang und Strukturen der Streitkräfte sowie daraus 
abgeleiteten Bedrohungswahrnehmungen zu erörtern und begrüßt es, 
daß diese Haltung zunehmend auch bei den Staaten Osteuropas erkenn- 
bar wird. In rüstungskontrollpolitischen Konsultationen mit diesen Staa- 
ten hat die Bundesregierung ihr Interesse daran deutlich gemacht, aus 
der Erörterung über die Aufgabenstellung von Streitkräften Kriterien für 
Umfang, Ausrüstung, Dislozierung und Bereitschaftsgrade von Streitkräf- 
ten abzuleiten, die der erklärten Aufgabe der Kriegsverhinderung und 
Selbstverteidigung entsprechen. 

Das westliche Bündnis hat für diese Fragen eine gemeinsame Haltung, 
die auch Grundlage der Bemühungen der Bundesregierung ist. 

Der Bundesminister des Auswärtigen erklärte im übrigen am 24. Juni 
1988 vor dem Deutschen Bundestag, daß die Bundesregierung zur Zeit 
mit der polnischen Regierung die Veranstaltung eines Seminars über 
Militärdoktrinen bzw. Verteidigungsphilosophien erörtert, zu dem auch 
Teilnehmer aus allen KSZE-Teilnehmerstaaten eingeladen werden 
sollen. 


71. Abgeordneter 

Zumkley 

(SPD) 


Ist sie der Auffassung, solche Gespräche seien 
den USA Vorbehalten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 5. Juli 1988 

Nein, aus der Antwort zur vorhergehenden Frage ergibt sich, daß solche 
Gespräche nicht den USA Vorbehalten sind. 


72. Abgeordneter 

Zumkley 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den so- 
wjetischen Militärhaushalt als Anteil des Brutto- 
sozialprodukts der Sowjetunion (in Prozent) ein 
und auf welcher Berechnungsgrundlage? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 5. Juli 1988 


Nach Berechnungen des NATO-Wirtschaftsausschusses beträgt der 
Anteil der Verteidigungsaufwendungen der Sowjetunion am Bruttoso- 
zialprodukt 15 V. H. bis 17 V. H. 

Die Berechnung erfolgt nach der sogenannten Baustein-Methode, d. h. 

- Feststellung des mengenmäßigen Verbrauchs an Betriebsmitteln, des 
Zulaufs an Waffen und Gerät und der Personalstärke; 

- Bewertung dieser Positionen mittels bekannter Rubelpreise (z. B. Per- 
sonalkosten) oder auf Grund von Vergleichsberechnungen entspre- 
chender westlicher Waffensysteme. 

Um bei Vergleichen inflationäre Einflüsse auszuschließen, werden die 
ermittelten Preise auf den Preisindex des Jahres 1982 umgerechnet. 


73. Abgeordneter Welche Angaben über das Wachstum der sowje- 

Zumkley tischen Rüstungsausgaben (in Prozent) enthielt 

(SPD) die amerikanische Dokumentation „So\det Mili- 

tary Power" in den Jahren 1981, 1986 sowie 1988 
im Vergleich, und wie schätzt die Bundesregie- 
rung dieses Wachstum seit 1981 ein? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 
vom 5. Juli 1988 

In den drei angegebenen Jahrgängen der „Soviel Müitary Power" sind 
nur Angaben über den Anteil der sowjetischen Verteidigungsausgaben 
am Bruttosozialprodukt enthalten; keine Prozentangaben über Steige- 
rungsraten. 

Demnach stieg der Anteil der sowjetischen Rüstungsausgaben am Brutto- 
sozialprodukt von 12 V. H, bis 14 v. H. der Ausgabe 1981^) auf jeweils 
15 V. H. bis 17 V. H. der Ausgaben 1986^) und 1988^). Diese Steigerung 
ist primär darauf zurückzuführen, daß Kosten und Preise für Rüstungs- 
güter und Rüstungsdienstleistungen stärker stiegen als entsprechende 
Leistungen im zivilen Bereich. 

Höhere Zuwachsraten der Verteidigungsausgaben sind gegenwärtig 
wenig wahrscheinlich. Sie dürfen jedoch als Möglichkeit keinesfalls 
ausgeschlossen werden. Ein wichtiger Bestimmungsfaktor ist hier die 
sowjetische Perzeption der „äußeren Bedrohung". 


Quellenangabe : 

^) Soviel Military Power 1981, Seite 9 
Soviel Military Power 1986, Seite 106 
Soviel Military Power 1988, Seite 32 
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Eine höhere Zuwachsrate der Verteidigungsausgaben würde sicherlich 
die Verwirklichung von Gorbadschows „wirtschaftlichem Entwicklungs- 
programm bis zum Jahre 2000" gefährden, das eindeutige Schwerpunkte 
zugunsten der Steigerung der Wirts chaftsprodüktivität und des Lebens- 
standards setzt. 

Anzunehmen ist jedoch, daß die Erfordernisse des militärischen Bereichs 
gegenüber den übrigen Sektoren der sowjetischen Wirtschaft Priorität 
behalten. 

74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Horn einer Modernisierung der „LANCE" während 

(SPD) solcher Verhandlungen zumindest in einem 

überschaubaren zeitlichen Rahmen nicht zuge- 
stimmt werden kann, oder welche Zielsetzung 
hat sie? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 5. Juli 1988 

Die Bundesregierung hat ihre Position in der Frage möglicher Moderni- 
sierung nuklearer oder nuklearfähiger Waffensysteme bei zahlreichen 
Gelegenheiten dargestellt und erläutert. 

Die Bundesregierung wird keine isolierten Entscheidungen in dieser 
Sache treffen. Entscheidungen zur Modernisierung des Kurzstreckenra- 
ketensystems LANCE stehen zur Zeit nicht an. Es liegt nicht im Interesse 
des Bündnisses, einen einseitigen Mo demisierungs verzieht zu erklären. 
Die Bundesregierung wird vielmehr sowohl die künftige Struktur der 
Nuklearstreitkräfte der NATO in und für Europa, einschließlich der 
Systeme unter 500 Kilometer Reichweite, wie auch die Fortschreibung 
ihrer rüstungskontrollpolitischen Zielsetzungen gemeinsam mit den 
Bündnispartnern im Rahmen des Gesamtkonzepts für Sicherheit, Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle definieren. 

Dabei ist das Verhandlungsziel für den Bereich nuklearer Flugkörper- 
systeme kürzerer Reichweite - unter 500 Küometer: Gleiche Ober- 
grenzen, aber nicht bei Null. 


75. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die amerika- 

Horn nische Dokumentation „Soviet Müitary Power", 

(SPD) 1988 und die dort auf geführten Daten im Hin- 

blick auf deren Abweichung von Daten, welche 
die Bundesregierung im Streitkräftevergleich 
1987 und im Bericht zur Entwicklung des militä- 
rischen Kräfteverhältnisses 1987 (Drucksache 
11/2215) veröffentlicht hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 5. Juli 1988 

Die zwischen den im „Streitkräfte vergleich 1987" der Bundesregierung 
und der amerikanischen Broschüre „Soviet Military Power", 1988 auf tre- 
ten den Abweichungen zu Angaben über militärische Potentiale der 
NATO und des Warschauer Pakts bewegen sich in zulässigem Rahmen 
und erklären sich bei Berücksichtigung folgender Aspekte: 

- Während der „Streitkräftevergleich 1987" auf im Bündnis abgestimm- 
ten Daten - Ausnahme Potentiale Frankreichs und Spaniens-, die 
stets einen Kompromiß darstellen, aufbaut, gibt „Soviet Military 
Power" eine rein nationale Einschätzung wieder. 
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- In die in „Soviet Military Power“ dargestellten Potentiale der NATO 
sind offentsichtlich die nach amerikanischer Auffassung vorhandenen 
frei verfügbaren Reserven - u. a. Verteidigungsvorräte - einbezogen. 
Wegen einer fehlenden, einvernehmlichen Definition (siehe auch 
Drucksache 11/2407) sieht sich die Bundesregierung derzeit nicht in 
der Lage, diese Bestände zu ermitteln. 

- Einige Angaben können auf Grund anderer, mit dem „Streitkräftever- 
gleich 1987" nicht kompatibeler Zählkriterien nicht miteinander ver- 
glichen werden. 


Geschäftsbereich des Buhdesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


76. Abgeordneter Halten Sie es für sinnvoll und realisierbar, be- 

Heinrich reits bestehende Seniorenbeiräte bei Kommunen 

(FDP) in die Heimaufsicht mit einzubinden, um den 

zuständigen Behörden organisatorische und 
fachhche Hilfe zu gewähren, und welchen Kom- 
petenzrahmen schlagen Sie für die Seniorenbei- 
räte vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Juni 1988 

Eine Zusammenarbeit von Seniorenbeiräten mit Heimaufsichtsbehörden 
kann je nach örtiicher Situation sinnvoll sein. Die Einrichtung von Senio- 
renbeiräten ist jedoch eine Angelegenheit der kommunalen Praxis. Eine 
bundeseinheitliche Regelung der Kompetenzen von Seniorenbeiräten ist 
nicht beabsichtigt. 


77. Abgeordneter Welche Mindestanforderungen bestehen an den 

Heinrich Inhalt eines Heimvertrages? 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Juni 1988 

Das geltende Recht verlangt den Abschluß eines Heim Vertrages zwischen 
Träger und Bewerber. Form und Inhalt des Vertrages bleiben jedoch 
offen. Dies hat in der Praxis zu erhebtichen Unklarheiten und Schwierig- 
keiten geführt. 

Der Diskussionsentwurf zur Änderung des Heimgesetzes sieht die Rege- 
lung einiger essentieller Bestandteüe des Heimvertrages unter Beach- 
tung des besonderen Schutzbedürfnisses der Heimbewohner vor. So soll 
u. a. für den Heimvertrag Schriftform vorgesehen und die Leistung des 
Trägers detailliert aufgegliedert und transparent gemacht werden. Dar- 
über hinaus sollen für alle Heimverträge Voraussetzungen für die Erhö- 
hung der Entgelte festgelegt werden. Eine Kündigung seitens des Heim- 
trägers soll künftig nur noch aus wichtigem Grund möglich sein. 

Ende Dezember 1987 wurde den Verbänden ein (zweiter) Diskussions- 
entwurf zur Änderung des Heimgesetzes zugesandt mit der Bitte, Anre- 
gungen oder Änderungsvorschläge mitzuteüen. Die eingegangenen Stel- 
lungnahmen werden zur Zeit sorgfältig geprüft und bei der Überarbei- 
tung des Entwurfs soweit wie möghch berücksichtigt. 
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78. Abgeordnete 

Frau 

Seüer-Albring 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten werden gesehen, darle- 
hensgebenden Bewohnern wie Geldgebern an- 
derer Art auch ein entsprechendes Mitsprache- 
recht in Aufsichts- und Verwaltungsgremien der 
entsprechenden Organe der Heimträger einzu- 
räumen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Juni 1988 

Bereits nach geltendem Recht (§ 27 Mitwirkungsverordnung) besteht 
eine erweiterte Mitwirkung bei Leistung von Finanzierungsbeiträgen der 
Bewohner. In diesen Fällen wirkt der Heimbeirat auch bei der Aufstel- 
lung der Haushalts- oder Wirtschaftspläne mit. Bei einer Erweiterung der 
Mitwirkungsmöglichkeiten etwa zu einer echten Mitbestimmung, wäre 
die Selbständigkeit der Träger der Einrichtungen tangiert. Diese Selb- 
ständigkeit der Träger der Einrichtungen in Zielsetzung und Durchfüh- 
rutig ihrer Aufgaben bleibt nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes ausdrücklich 
unberührt. 

Zweck des Heimgesetzes ist es, die Interessen und Bedürfnisse der 
Bewohner zu schützen (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Heimgesetz). Einen Schutz 
anderer Gläubiger (außer den darlehensgebenden Bewohnern) würde 
dieser Zielrichtung nicht entsprechen. 


79. Abgeordnete 

Frau 

Seiler-Albring 

(FDP) 


Ist geplant, einen ehrenamtlichen Fürsprecher 
für die Bewohner zu bestellen, die nicht mehr 
selbst ihr Anliegen gegenüber dem Träger und 
der Aufsichtsbehörde vertreten können, und 
welche Qualifikationsanforderungen sind an ihn 
zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Juni 1988 

Der Diskussionsentwurf zur Änderung des Heimgesetzes sieht die Bestel- 
lung eines Heimfürsprechers vor, wenn die Büdung eines Heimbeirats 
gescheitert ist. Auf diese Weise soll erreicht werden, daß Bewohnern in 
allen vom Heimgesetz erfaßten Einrichtungen die Möglichkeit gegeben 
wird, ihre Wünsche, Anliegen und besonderen Interessen in inneren 
Angelegenheiten des Heimbetriebes zu artikulieren und ihre Mitwir- 
kungsrechte wahrzunehmen. 

Der Heimfürsprecher muß eine sozial erfahrene Person sein. Für solche 
Ehrenämter dürfen aber die Qualifikationsanforderungen nicht zu hoch 
sein, da sonst die Gefahr besteht, daß zuwenig geeignete Bewerber für 
ein solches Ehrenamt zur Verfügung stehen. 

Ende Dezember 1987 wurde den Verbänden ein (zweiter) Diskussions- 
entwurf zur Änderung des Heimgesetzes zugesandt mit der Bitte, Anre- 
gungen oder Änderungsvorschläge mitzuteüen. Die eingegangenen Stel- 
lungnahmen werden zur Zeit sorgfältig geprüft und bei der Überarbei- 
tung des Entwurfs soweit wie möglich berücksichtigt. 


80. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine Änderung der 
Trinkwasserverordnung für notwendig, damit 
Hochleistungs-Spurenanalytik in den bisher 
bakteriellen Aspekten der Hygieniker zum Tra- 
gen kommen kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 28. Juni 1988 

Die Hochleistungs-Spurenanalytik wird vor allem zum Nachweis von 
chemischen Stoffen im Trinkwasser eingesetzt. Insbesondere gilt dies für 
die Analytik von Schwermetallen, polyzyklischen aromatischen Kohlen- 
wasserstoffen, organischen Chlorverbindungen und Pflanzenbehand- 
lungsmitteln. Die zur Einhaltung der für diese Stoffe geltenden äußerst 
niedrigen Grenzwerte notwendigen Untersuchungen setzen den Einsatz 
dieser Technik bereits jetzt voraus. Im Bereich der bakteriologischen 
Parameter können die Anforderungen der Trinkwasserverordnung durch 
die vorgeschriebenen, bewährten Methoden sachgerecht kontrolliert 
werden. 

Eine Änderung der Trinkwasserverordnung ist aus diesen Gründen nicht 
vorgesehen. 


81. Abgeordneter In welchem Umfang muß das Leistungsangebot 

Eimer im Heimvertrag festgeschrieben werden? 

(Fürth) 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Das geltende Recht verlangt in § 4 Heimgesetz lediglich, daß zwischen 
dem Heimträger und dem Bewohner ein Heimvertrag abzuschließen ist. 
In welcher Form dies zu geschehen hat und wie dieser Heimvertrag 
inhaltlich ausgestaltet sein muß, ist nicht geregelt. Dies hat in der Praxis 
zu Unklarheiten und Schwierigkeiten geführt. 

Der Diskussionsentwurf zur Änderung des Heimgesetzes schlägt eine 
einheitliche Regelung für alle Heime über wesentiiche Teile des Heim- 
vertrages vor, u. a. über die Festlegung der vertraglichen Leistungen. 
§ 4 Abs. 2 des Entwurfs sieht vor, daß die Leistungen des Heimträgers 
detailliert aufzugliedern und transparent zu machen sind. Auf diese 
Weise soll es ermöghcht werden, daß Inhalt und Umfang der aus dem 
Heimvertrag folgenden Rechte und Pflichten der Parteien eindeutig und 
zweifelsfrei zu ermitteln sind. 


82. Abgeordneter Wie wird in der Praxis eine Überprüfung des 

Eimer geforderten Entgeltes im Rahmen des § 2 Heim- 

(Fürth) gesetz durchgeführt? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Heimgesetzes ist es u. a. Zweck dieses Gesetzes 
zu verhindern, daß zwischen dem Entgelt und der Leistung der Einrich- 
tung ein Mißverhältnis besteht. 

Eine Überprüfung des vom Heimträger geforderten Entgelts über diesen 
Rahmen hinaus findet nicht statt. 

Die Prüfung, ob im Einzelfall ein Mißverhältnis zwischen Leistung und 
Gegenleistung vorliegt, obhegt den für die Durchführung des Heimgeset- 
zes zuständigen Behörden in den Ländern. 

Zum Begriff des „Mißverhältnisses" erstattete im Auftrag des Bundesmi- 
nisters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit Professor Dr. Gitter 
im vergangenen Jahr ein Rechtsgutachten. Dieses Gutachten gelangte zu 
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dem Ergebnis, daß ein Mißverhältnis dann zu bejahen sei, wenn das von 
einer Einrichtung geforderte Entgelt das Entgelt, das von vergleichbaren 
Einrichtungen für dieselben Leistungen gefordert wird, um mehr als 
15 V. H. übersteigt. 


83. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny 

(SPD) 


Entspricht es bei den Planungen zu „40 Jahre 
Bundesrepublik Deutschland" der Auffassung 
der Bundesregierung, daß die Leistungen der 
Frauen beim Aufbau der Bundesrepublik 
Deutschland ausschließlich unter der Überschrift 
„Solidarität der Bürger" einzuordnen sind, und 
wie stellt sie sich die von ihr angekündigte „Aus- 
stellung zur Gleichberechtigung von Mann und 
Frau" vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Im Bericht des Koordinators für das Programm der Bundesregierung 
„40 Jahre Bundesrepublik Deutschland" ist unter Abschnitt A Leitlinie 
des Programms u. a. beispielhaft die „Ausstellung zur Gleichberechtigung 
von Mann und Frau" aufgeführt worden, ohne damit die Leistungen der 
Frauen beim Aufbau der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich 
unter der Überschrift „Solidarität der Bürger: Voraussetzungen für ein 
lebendiges Gemeinwesen" einzuordnen. Dies wird auch dadurch unter- 
strichen, daß im Teil C „Vorläufiges Programm" die von Ihnen angespro- 
chene Einzelmaßnahme unter Abschnitt V. Ziffer 1 Famüie, Gleichbe- 
rechtigung und Partnerschaft von Mann und Frau, Solidarität der Gene- 
rationen ausgewiesen worden ist. 

Die „Ausstellung zur Gleichberechtigung von Mann und Frau" soll einen 
Überblick über die politische und gesellschaftliche Entwicklung zur 
Gleichstellung von Frau und Mann in den vergangenen vierzig Jahren 
geben. 

Sie soll u. a, die vielfältigen Leistungen der Frauen beim Aufbau der 
Bundesrepublik Deutschland sowie in den vergangenen Jahrzehnten 
dokumentieren, die bisherigen gesetzlichen Maßnahmen sowie gesell- 
schaftlichen Aktivitäten zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frau und Mann aufzeigen und anhand relevanter Themenbereiche (wie 
z. B. die Tätigkeit der Frau in der Familie, Beruf und Gesellschaft) die 
aktuelle Situation der Frau verdeutlichen. 


84. Abgeordnete 
Frau 
Saiboid 
(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß hierzulan- 
de Modeschmuck verkauft wird, wie z. B. Ohr- 
ringe, die „Gummibärchen" zum Verwechseln 
ähneln und daher die Wahrscheinlichkeit nicht 
auszuschließen ist, daß diese von Kindern ver- 
schluckt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Das Ministerium für Umwelt Baden- Württemberg hat im April dieses 
Jahres das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit und die übrigen für die Überwachung von Bedarfsgegenständen 
zuständigen obersten Landesbehörden darüber in Kenntnis gesetzt, daß 
Ohrstecker und Anstecknadeln in Verkehr gebracht werden, die in Form, 
Farbe und Größe eine verblüffende Ähnlichkeit mit der im Handel anzu- 
treffenden Süßware „Gummibärchen" haben. 


39 



Drucksache 11/2647 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Nach Auffassung der baden-württembergischen Behörden ist es vorher- 
sehbar, daß Kinder derartige Produkte mit dem ihnen bekannten und 
beliebten Lebensmittel verwechseln und zum Munde führen, lutschen 
oder verschlucken. 


85. Abgeordnete 
Frau 
Saibold 
(DIE GRÜNEN) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Herstellung und Vermarktung solcher Ge- 
brauchsprodukte zu tun, da durch einen mög- 
lichen Verzehr eine Gesundheitsschädigung 
nicht auszuschließen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Bestimmung der Richtlinie 
87/357/EWG des Rates vom 25. Juni 1987 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für Erzeugnisse, deren tatsächliche 
Beschaffenheit nicht erkennbar ist und die die Gesundheit oder die 
Sicherheit der Verbraucher gefährden, durch eine Ergänzung des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes (LMBG) in deutsches 
Recht umzusetzen. Diese Richtlinie verbietet das Herstellen und Inver- 
kehrbringen von Erzeugnissen, die zwar keine Lebensmittel sind, bei 
denen jedoch auf Grund ihrer Form, ihres Geruchs, ihres Aussehens, ihrer 
Aufmachung oder ihrer Größe vorhersehbar ist, daß sie insbesondere von 
Kindern mit Lebensmitteln verwechselt werden und deshalb zum Mund 
geführt, gelutscht oder geschluckt werden, was mit der Gefahr des 
Erstickens, der Vergiftung, der Perforation oder des Verschlusses der 
Verdauungs Organe verbunden ist. 

Bis zum Erlaß dieser Vorschrift sind die Überwachungsbehörden der 
Länder gehalten, gegebenenfalls die erfordertichen Maßnahmen im Rah- 
men der allgemeinen Vorschriften zur Abwehr von Gefahren zu er- 
greifen. 


86. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Vorbereitung gesetzlicher 
Regelungen für die Berufe der Krankengymna- 
sten und Masseure, und bis wann ist mit einer 
Kabinettsvorlage oder einem Regierungsentwurf 
zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Massage und in 
der Krankengymnastik (Stand März 1988) sind im April und Mai 1988 die 
Ressorts, die Länder und die Berufskreise angehört worden. Er wird auf 
Grund der stattgefundenen Anhörungen zur Zeit überarbeitet. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, die noch offenen Punkte zu klären und 
den Gesetzentwurf zur Neuordnung der Ausbildung in den beiden Beru- 
fen nach der Sommerpause einzubringen. 


87. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Adam-Schwaetzer 


(FDP) 


Wie ist gesichert, daß bei Auflösung eines Hei- 
mes die Heimbewohner rechtzeitig im Einver- 
nehmen und ohne zusätzliche Kostenbelastung 
in einem ihnen genehmen Heim untergebracht 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Die anderweitige Unterbringung des Heimbewohners bei Auflösung 
eines Heimes sichern Hilfen und Schutzregelungen des Zivilrechts, des 
Sozialhijferechts und des allgemeinen Ordnungsrechts. Darüber hinaus 
hat der Träger eines Heimes nach § 7 Abs. 3 Heimgesetz vor der Beendi- 
gung des Heimbetriebs die zuständige Behörde über die geplante ander- 
weitige Unterbringung des Heimbewohners zu unterrichten. Zur Verbes- 
serung der Rechtsstellung des Heimbewohners in derartigen Fällen ist in 
der anstehenden Novellierung des Heimgesetzes vorgesehen, daß die 
Kündigung des Heimvertrages durch den Heimträger nur zulässig ist, 
wenn eine angemessene anderweitige Unterbringung des Heimbewoh- 
ners zu zumutbaren Bedingungen nachgewiesen werden kann. 

88. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Adam-Schwaetzer 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. JuH 1988 

Die Erteilung einer Befreiung nach § 31 Heimmindestbauverordnung ist 
ein Verwaltungsakt, der nach den Grundsätzen des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes widerrufen werden kann. Ein Widerruf ist insbesondere 
dann zulässig, wenn die Voraussetzungen für die Erteüung der Befreiung 
später entfallen und die Interessen der Heimbewohner ohne den Wider- 
ruf gefährdet würden oder aber wenn ein Widerruf bei Erteilung der 
Befreiung Vorbehalten worden ist. 


Werden Befreiungen, die nach § 31 der Verord- 
nung über bauliche Mindestanforderungen z. B. 
aus finanziellen Gründen erteilt wurden, rück- 
gängig gemacht, wenn die Befreiungsgründe mit 
der Zeit entfielen oder sich die Bedürfnisse der 
Bewohner veränderten? 


89. Abgeordnete 

Frau 

Schilling 

(DIE GRÜNEN) 


Auf welcher Rechtsgrundlage erhielt das Bun- 
de sministerium für Jugend, Famüie, Frauen und 
Gesundheit die Daten wie vieler Studenten und 
Studentinnen zur Verschickung einer AIDS- Auf- 
klärungsbroschüre in den letzten Wochen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 4. Juli 1988 

Auf Grund eines Beschlusses der Kultusminister der Länder vom 11. und 
12. Juni 1987, der beinhaltet, daß Maßnahmen zur Aufklärung der Stu- 
denten über AIDS konzipiert werden sollen, wurde in Zusammenarbeit 
mit dem Deutschen Studentenwerk von der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung, Köln, die AIDS-Information entwickelt „Was Stu- 
dierende über AIDS wissen sollten“. 

Auf Grund des oben angeführten Beschlusses war vorgesehen, daß die ^ 
Broschüre entweder durch die örtlichen Studentenwerke oder durch die 
Hochschule selbst verteilt wird. 

Etwa 98 V. H. der Hochschulen haben die Broschüren nach Fertigstellung 
im Februar 1988 bei der Bundeszentrale für gesundheithche Aufklärung, 
Köln, angefordert. Die Broschüren wurden in vorfrankierten Blankoum- 
schlägen ohne Adressenaufkleber ausgeliefert. 

Im Studentensekretariat einer jeden Hochschule bzw. in dessen Auftrag 
wurden dann nach den ihnen vorhegenden Datensätzen die Umschläge 
adressiert und abgesandt. Dies geschah zum überwiegenden Teil auf 
dem Postwege, der übrige Teü wurde direkt an die Studenten abge- 
geben. 
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Hiermit wurde sichergestellt, daß die Datensätze bezüghch der Studen- 
ten nur von den Hochschulen selbst genutzt und nicht weitergegeben 
wurden. Die Stuttgarter Hochschulen haben zur Verdeutlichung dieser 
Tatsache einen Absenderaufdruck der Hochschule anbringen lassen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

90. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu Pressemel- 

Oswald düngen, wonach die Hauptschuld an der Über- 

(CDU/CSU) füUung des Luftraumes in der Bundesrepublik 

Deutschland nicht die innerdeutschen Flüge 
oder die an ihre Kapazitätsgrenzen angelangten 
Flughäfen tragen, sondern der starke Überflug- 
verkehr aus Großbritannien und Nordeuropa da- 
für verantwortlich gemacht werden muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Im vergangenen Jahr ist das deutsche Flugsicherungssystem nur in 
Einzelfällen in Spitzenzeiten an die Grenze seiner Leistungsfähigkeit 
gestoßen. Das überaus starke Wachstum des Luftverkehrs im Jahre 1987 
hat auch in der ersten Hälfte des Jahres 1988 angehalten. Der Überflug- 
verkehr hat dabei im ersten Quartal dieses Jahres gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum des Vorjahres um ca. 26 v. H. zugenommen. Da jedoch 
der Anteil des Überflugverkehrs lediglich ca. 25 v. H. des Gesamtver- 
kehrs beträgt und auch das Gesamtverkehrsaufkommen im ersten Quar- 
tal 1988 um' ca. 17 v. H. gestiegen ist, kann die zunehmende Auslastung 
des Flugsicherungssystems nicht allein den Überflügen angelastet wer- 
den. Im übrigen ist ein Großteil der Verspätungen auf die beschränkten 
Annahmeraten des Auslandes, sogenannte importierte Verspätungen, 
sowie auf die begrenzten Kapazitäten unserer Verkehrsflughäfen, insbe- 
sondere München und Frankfurt/Main, zurückzuführen. 

Um das gestiegene Verkehrsaufkommen der Überflüge bewältigen zu 
können, hat die Bundesanstalt für Flugsicherung kürzlich zusätzhche 
Kontrollsektoren eingerichtet und wird im nächsten Monat noch weitere 
zusätzliche Kontrollsektoren einrichten. 

91. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob andere 

Oswald europäische Länder wegen Überfüllung ihrer 

(CDU/CSU) eigenen Lufträume den Bügen aus der Bundes- 

repubhk Deutschland unzumutbare Beschrän- 
kungen auferlegen, und wenn ja, wie beabsich- 
tigt die Bundesregierung, darauf zu reagieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Die wesenthchen Engpässe in den Bugsicherungssystemen der Nachbar- 
staaten befinden sich in den KontroUzentralen London, Reims und Barce- 
lona. Bundesminister Dr. Wamke hat am 20. Juni 1988 in Luxemburg 
seine Kollegen aufgefordert, ihre Bugsicherungssysteme auszubauen, 
damit sie dem steigenden Verkehrsaufkommen gewachsen sind. Darüber 
hinaus soll EUROCONTROL verstärkt für eine einheitliche Systempla- 
nung in Europa genutzt werden. Bis dahin müssen die Staaten den 
Verkehr durch Verkehrsflußsteuerungsmaßnahmen, die auf internationa- 
ler Ebene vereinbart worden sind, entsprechend der verfügbaren Bugsi- 
cherungskapazität begrenzen. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
die Nachbarstaaten ihre nationalen Büge nicht gegenüber den Bügen 
aus der Bundesrepublik Deutschland bevorzugen. 
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92. Abgeordneter Welche Maßnahmen können nach Auffassung 

Oswald der Bundesregierung dazu beitragen, den Luft- 

(CDU/CSU) raum der Bundesrepublik Deutschland zu entla- 

sten bzw. mehr Luftraum für den Zivilverkehr 
verfügbar zu machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Der Bundesminister für Verkehr hat ein Bündel von Maßnahmen 
beschlossen bzw. durchgeführt, um die Verspätungen im Luftverkehr 
abzubauen. Die wesentlichsten Maßnahmen sind 

1. kurzfristig 

- Schaffung zusätzlicher Kontrollsektoren, vor allem im oberen Luft- 
raum, 

- Erweiterung und Verbesserung der Planung und Steuerung der 
Verkehrsflüsse, 

- Erweiterung der Kapazitäten zwischen den großen deutschen Flug- 
häfen, 

2. mittelfristig 

- Überprüfung der Luftraumstruktur auch im Hinblick auf die Form 
und das Ausmaß der militärischen Nutzung des Luftraumes, 

- Ausbau der Flugsicherungstechnik (hierfür werden 1988 bis 1992 

700 Millionen DM investiert, das sind 200 Millionen DM mehr als 
ursprünglich geplant), 

3. langfristig 

- Entwicklung und beschleunigte Einführung einer neuen System- 
generation für die Rugsicherung. 

93. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Die rheinland-pfälzische Straßenbauverwaltung teüt mit, daß nach ihrer 
Ermittlung die Lärmgrenzwerte im Bereich der Gemeinde Wiebelsheim 
nicht überschritten werden. Deshalb seien Lärmschutzmaßnahmen nicht 
vorgesehen. 

94. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung den Umstand, 

Pauli daß im Bereich der Ortsgemeinde Wiebelsheim 

(SPD) an der A 61 ein Laskraftwagen-Rasthof „Truck- 

Stop " errichtet werden soU^ obwohl dieser Rast- 
hof isoliert betrachtet ebenfalls nach Gutachten 
die Höchstwerte überschreitet, was jedoch zuläs- 
sig sein soll, da dieser geplante Rasthof im 
„Lärmschatten" der A 61 liegen würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Der Lastkraftwagen -Rasthof „Truck-Stop" ist eine Planung der 
Gemeinde Wiebelsheim zwischen A 61 und Ortsbebauung. Das Vorha- 
ben liegt in der Baulast der Gemeinde; der Bund ist nicht beteiligt. 


Aus welchen Gründen wurden bisher an der 
A 61 im Bereich der Ortsgemeinde Wiebelsheim 
keine Lärmschutzmaßnahmen getroffen, obwohl 
die zulässigen Höchstwerte eindeutig und weit 
überschritten sind, bzw. wann ist mit entspre- 
chenden Maßnahmen zu rechnen? 
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95. Abgeordneter Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, 

Pauli daß für Großbauprojekte, wie beispielsweise für 

(SPD) den geplanten Lastkraftwagen-Rasthof an der 

A 61, ein Umweltverträglichkeitsgutachten er- 
stellt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Schulte 
vom 29. Juni 1988 

Generell werden für alle Großbauprojekte des Bundes Umweltverträg- 
lichkeitsgutachten erstellt. Der Lastkraftwagen-Rasthof an der A 61 ist 
keine Bundesmaßnahme (siehe Antwort zu Frage 94). 


96. Abgeordneter 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung, u. a. auf der 
Grundlage einer Studie der Bergischen Universi- 
tät Wuppertal, den Einsatz von „Disco-Bussen" 
für Jugendliche hinsichtlich deren Realisierung 
um damit zu einer Verminderung von Verkehrs- 
unfällen zu kommen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 29. Juni 1988 

Im Rahmen eines Forschungsauftrages wertet die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen zur Zeit auch die von Ihnen erwähnte Studie der Bergischen 
Universität Wuppertal aus. Parallel zu diesen Untersuchungen hat der 
Deutsche Verkehrssicherheitsrat im Rahmen seines Programms „Nüch- 
tern fahren - sicher ankommen" und im Zusammenwirken mit dem Bund 
gegen Alkohol im Straßenverkehr Modellversuche für den Einsatz eines 
sogenannten Disco-Busses unterstützend begleitet und begutachtet. 

Eine Beurteilung der Versuchsergebnisse ist erst nach abschließender 
Auswertung des gesamten zur Verfügung stehenden Materials durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen möglich. 


97. Abgeordneter 

Dr. Rüttgers 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, die Einführung eines amtlichen 
Sportbootführerscheins-Binnen für 1989 zu pla- 
nen, der die bisherigen Führerscheine der Ver- 
bände ablösen und ab 1992 auch für Motoren 
unter 3,68 Kilowatt vor geschrieben sein soll? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 1. Juli 1988 

Die Einführung eines amtlichen Sportbootführerscheins für die Binnen- 
wasserstraßen beruht auf der durch § 3 a des Binnenschiffahrtsaufgaben- 
gesetzes vom 4. August 1986 geschaffenen Ermächtigungsgrundlage, 
durch Rechtsverordnung im Interesse der Verkehrssicherheit einen sol- 
chen Befähigungsnachweis zu schaffen. Die Verbände, die bisher amtlich 
anerkannte Führerscheine ausstellen konnten, sollen diese Aufgabe als 
beliehene Verbände auch weiterhin wahrnehmen. Wie bisher wird nur 
für Sportboote mit einer Antriebsleistung von mehr als 3,68 Kilowatt eine 
Fahrerlaubnis vorgeschrieben. 


44 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2647 


Trifft es zu, daß u. a. Änderungen vorgesehen 
sind wie die bisher gültigen Führerscheine ge- 
gen eine Gebühr in der Größenordnung von 
20 DM umzuschreiben und daß Prüflinge zu- 
künftig ein ärztliches Tauglichkeitsattest vorle- 
gen müssen, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung bei ihren weiteren Überlegungen, die Be- 
fürchtung vieler Betroffenen, die Ausübung ihres 
Sports würde mit diesen Regelungen über Ge- 
bühr verbürokratisiert und verteuert, zu berück- 
sichtigen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 1. Juli 1988 

Der Bundesminister für Verkehr wird im Einvernehmen mit den Wasser- 
sportverbänden die Neuregelung so bürgerfreundlich wie möglich 
gestalten. Die Überlegungen über die Umschreibungsgebühren sind 
noch nicht abgeschlossen. Die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses ist 
bereits in der geltenden Sportbootführerscheinverordnung vom 21. März 
1978 vorgeschrieben; dies wird auch künftig so sein. 


98. Abgeordneter 

Dr. Rüttgers 

(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 

Dr. Rüttgers 

(CDU/CSU) 


Trifft es weiter zu, daß u. a. Änderungen vorge- 
sehen sind,wie Vorlegung einer notariell beglau- 
bigten Erlaubnis von Eltern für Mindeijährige, 
und daß die Prüfungstermine mit den Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen abgesprochen und 
damit frühzeitig festgelegt werden müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 1. Juli 1988 

Nein. 


100. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den vorgeschlagenen 
Bau der Splügenbahn durch die Schweiz für eine 
optimale Alpen-Nord-Süd-Verbindung, und wel- 
che Folgerungen zieht sie hieraus? 


101. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Initiativen 
zum Bau einer neuen leistungsfähigen und 
schnellen Nord- Süd-Eisenbahnverbindung durch 
den Gotthard? 


102. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Wirkt sich der Beschluß der Bundesregierung 
zum Bau einer Hochgeschwindigkeitsstrecke der 
Deutschen Bundesbahn am Oberrhein von 
Mannheim/Karlsruhe nach Basel nicht zwangs- 
läufig und vorteühaft in Richtung einer Entschei- 
dung zugunsten einer Fortführung des Nord- 
Süd-Verkehrs durch die Schweiz im Zuge einer 
Gotthard- Linie aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 1. Juli 1988 

Die Vorschläge der Schweizer Bundesregierung für eine Verbesserung 
des alpenquerenden Eisenbahnverkehrs liegen noch nicht vor. Sie sind 
Grundlage für eine definitive Beurteüung und Wertung der in Frage 
kommenden Streckenvarianten. Die sogenannte „Vernehmlassung" des 
Schweizer Bundesregierung, mit der Beiträge und Stellungnahmen der 
Kantone und Gebietskörperschaften sowie anderer Stellen eingeholt wer- 
den, soll bis Januar 1989 abgeschlossen sein. 

Solange diese Materialien nicht zur Verfügung stehen, sind der Bundes- 
regierung Bewertungen in der einen oder anderen Richtung (Splügen- 
oder Gotthard-Linie) nicht möglich. 


103. Abgeordneter Welche Stellung nach Kenntnis der Bundesre- 

Dr. Schroeder gierung bezieht die Landesregierung von 

(Freiburg) Baden-Württemberg? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 1. Juli 1988 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat sich die Regierung des Landes 
Baden-Württemberg bisher offiziell nicht zu den beiden Varianten geäu- 
ßert. 


104. Abgeordneter 
Haar 
(SPD) 


Warum ist im Entwurf der Bußgeldkatalog-Ver- 
ordnung der Bundesregierung bei der Über- 
schreitung der zulässigen Achslasten, Gesamt- 
gewichte und Anhängerlasten keine Unterschei- 
dung zwischen Normalgut- und Gefahrguttrans- 
porten vorgesehen, obwohl die Gefahrgutver- 
ordnung Straße und die darauf zurückgehenden 
Richtlinien eine Überladung grundsätzlich un- 
tersagen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 6. Juli 1988 

Über eine unterschiedliche Ahndung von Überladungen bei Gefahrgut- 
transporten und sonstigen Transporten wird nach Abschluß der gegen- 
wärtig laufenden Abstimmungsverfahren entschieden. 


105. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Absicht des Stutt- 
garter Regierungspräsidenten Bulling bekannt, 
den für das Jahr 1992 vorgesehenen Baubeginn 
des Tunnels im Verlauf der B 29 unter der Stadt 
Schwäbisch Gmünd auf das Jahr 1994 zu ver- 
schieben, um Mittel für die Abwasserreinigung 
von Schwäbisch Gmünd zur Verfügung zu 
haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. Juli 1988 

Der Neubau der Ortsumgehung Schwäbsich-Gmünd im Zuge der B 29 ist 
mit einer ersten Fahrbahn in der Stufe „Vordringlicher Bedarf" des 
Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen enthalten. Entsprechend dieser 
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vordringlichen Einstufung hat die Bundesregierung ein großes Interesse 
an einem frühzeitigen Baubeginn dieser verkehrswichtigen Ortsumge- 
hung. Die planerischen Vorbereitungen laufen dementsprechend. Die 
Bundesregierung hat mehrfach erklärt, daß technischem Baubeginn 1991 
möglich ist. Die Entscheidung über den Baubeginn einer Maßnahme 
behält sich die Bundesregierung jeweils vor. Dieser Sachverhalt ist der 
Straßenbauverwaltung des Landes Baden-Württemberg bekannt. 


106. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Antretter daß ein derartiger Austausch von Mitteln, die für 

(SPD) den Bundesfernstraßenbau vorgesehen sind, 

nicht möglich ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. Juli 1988 

Die Abwasserreinigung in Schwäbisch-Gmünd ist keine Aufgabe des 
Bundes. Somit stehen hierfür keine Mittel aus dem Straßenbauplan des 
Bundes zur Verfügung. 

107. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Landesre- 

Antretter gierungen mit dem Ziel einzu wirken, sie mögen 

(SPD) ihren nachgeordneten Behörden nahebringen, 

die Öffentlichkeit nicht durch „Haushalts-Kom- 
pensationen" zu irritieren - wie dies in Schwä- 
bisch Gmünd geschehen ist -, die nach dem Ge- 
setz überhaupt nicht möglich sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. Juli 1988 

Die Bundesregierung hat die zuständigen Landesbehörden auf die recht- 
lichen und sachlichen Zusammenhänge aufmerksam gemacht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


108. Abgeordneter 
von Schmude 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Befürch- 
tung der mittelständischen Wirtschaft, daß die 
Firma GNS, Essen, künftig eine Monopolstellung 
auf dem Gebiet der Entsorgung von Kernkraft- 
werken einnehmen wird und daß dieses Mono- 
pol zu einem „Aus" für die in diesem Bereich 
tätige mittelständische Industrie führen wird? 


109. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls Maß- 
voll Schmude nahmen ergreifen, um auch die künftige Beteili- 

(CDU/CSU) gung der mittelständischen Industrie am Entsor- 

gungssektor sicherzustellen? 

Antwort des Staatssekretärs Ströetmann 
vom 4. Juli 1988 


Die vorgesehene Konzentrierung der Konditionierung und der Zwischen- 
lagerungskontrolle schwachradioaktiver Abfälle aus Kernkraftwerken 
bei einem Unternehmen ist von Sicherheitsüberlegungen bestimmt. Die 


47 



Drucksache 11/2647 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Konditionierung und Zwischenlagerung schwachradioaktiver Abfälle 
wird dadurch bereits auf privatrechthcher Ebene einer umfassenden und 
zentralen Eigenkontrolle unterzogen, für die staathchen Aufsichtsbehör- 
den leichter kontrollierbar und transparenter. 

Die Gründung dieses neuen zentralen Konditionierungsunternehmens 
wird im übrigen von einer noch laufenden fusionsrechtlichen Prüfung 
begleitet. 

Die Elektrizitätsversorgungsunternehmen und voraussichtlich auch das 
neue zentrale Konditionierungsunternehmen können an den Standorten 
der in Betrieb befindhchen Kernkraftwerke der Bundesrepublik Deutsch- 
land Aufträge an geeignete ortsansässige, insbesondere mittelständische 
Betriebe vergeben. Dabei sind auch von diesen Unternehmen die ein- 
schlägigen Vorschriften des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkung 
zu beachten. 


110. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 

, Dr. Knabe hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Luft- 

(DIE GRÜNEN) Verunreinigungen und Pseudo-Krupp, und auf 

welche Weise fließen diese Erkenntnisse in ihr 
umweltpolitisches Handeln ein? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Über mögliche Zusammenhänge zwischen Luftverunreinigungen und 
dem Krankheitsbild des Pseudo-Krupp sind in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten Jahren eine Vielzahl von Untersuchungen 
durchgeführt worden. Als Hauptfaktoren für die Auslösung von Pseudo- 
Krupp- Anfällen sind bei Einbeziehung aller Aspekte Virusinfekte anzu- 
sehen. Die Qualität der Innen- und Außenluft wird als Teil-Ursache 
diskutiert und kann sich auf die Häufigkeit der Anfälle auswirken. 

Zu Ihrer Information füge ich Ihnen meinen Bericht über die Auswirkun- 
gen der Luftverunreinigungen auf die menschhche Gesundheit bei. In 
Tabelle 16 (Seite 83) dieses Berichtes sind die abgeschlossenen und noch 
laufenden epideirüologischen Pseudo-Krupp -Untersuchungen zusammen- 
gestellt. In der „Umwelt" Nr. 4/88, Seite 153, von der ich Ihnen ebenfalls 
ein Exemplar beifüge, wird über die Ergebnisse einer kürzlich abge- 
schlossenen Studie des Institutes für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
des Bundesgesundheitsamtes berichtet. 

Unabhängig von den Ergebnissen dieser Studien hat es in den letzten 
Jahren große Anstrengungen zur Verringerung der Belastung unserer 
Luft durch Schadstoffe gegeben: Die sich inzwischen abzeichnenden 
Auswirkungen der Großfeuerungsanlagen- Verordnung, der Neuregelun- 
gen der TA Luft und der europaweiten Einführung des schadstoffarmen 
Autos und die zukünftigen, zum Teil erheblichen weiteren Verbesserun- 
gen werden sich auch positiv auf die Gesundheit der Menschen aus- 
wirken. 


111. Abgeordneter 
Dr. Knabe 
(DIE GRÜNEN) 


Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der in 
dem im Kölner Stadtanzeiger vom 9. Juni 1988 
veröffentlichten Artikel „In Nordrhein- Westfalen 
Gutachten zu Pseudo-Krupp unter Verschluß" 
erwähnten Studie bekannt, und wäre sie bereit, 
diese Ergebnisse den Mitgliedern des Ausschus- 
ses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit zugängüch zu machen? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Im Auftrag der Umweltministerkonferenz werden vom Länderausschuß 
für Immissionsschutz mehrere Studien in verschiedenen Bundesländern 
zum Zusammenhang von Pseudo-Krupp und Luftverunreinigungen er- 
arbeitet mit dem Ziel, umfassende, bundesweite Erkenntnisse über die 
Zusammenhänge zu gewinnen. Für Nordrhein-Westfalen wurde das 
Medizinische Institut für Umwelthygiene an der Universität Düsseldorf, 
Leiter Professor Dr. med. H, W. Schlipköter, beauftragt, Untersuchungen 
im Bereich höherer, mittlerer und geringer Luftbelastungen durchzu- 
führen. 

Die wissenschaftliche Bewertung der umfangreichen Untersuchungs- 
reihen auch aus den anderen Bundesländern wird im Länderausschuß für 
Immissionsschutz vorgenommen. Ein abschließender Bericht soll der 
Umweltministerkonferenz unter Beteiligung der Gesundheitsminister- 
konferenz möglichst bis Ende 1988 vorgelegt werden. 


112. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Welche zusätzlichen Auswirkungen für die 
Nordsee sieht die Bundesregierung durch den 
jüngsten Versuch der Preussag, nun auch noch 
im Wattenmeer vor der Elbmündung nach öl zu 
bohren? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 29. Juni 1988 


Das zuständige Land Hamburg teüt auf Anfrage mit, es prüfe zur Zeit den 
im Aprü 1988 eingegangenen Antrag der Preussag auf Messung und 
Aufschlußbohrung. Voraussichtlich werde im Laufe des Monats Juli 1988 
ein Prüfergebnis vorliegen. Vorher werde dazu nicht Stellung ge- 
nommen. 

Auch die Bundesregierung wird erst nach Vorliegen des Prüfergebnisses 
und seiner Bewertung durch das Land Hamburg eine Stellungnahme 
abgeben können. 


113. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Badequahtät an Nord- und Ostsee unter 
Berücksichtigung auch chemischer Verschmut- 
zung, und welche allergischen Reaktionen auf 
Grund welcher Stoffe sind ihr bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Die Badegewässerqualität ist auch an Nord- und Ostsee nach den Bestim- 
mungen der EG-Richtlinie über die Qualität der Badegewässer von den 
zuständigen Behörden der Länder fortlaufend zu untersuchen. 

Nach Mitteilung der für die Badegewässer zuständigen Obersten Landes- 
behörden in Niedersachsen haben sich in diesem Jahr unter Zugrundele- 
gung der EG-Standards und der Hygiene-Richtlinien keine Beanstandun- 
gen des Nordsee-Badewassers ergeben. In allen Fällen wurden die vor- 
geschriebenen Grenzwerte eingehalten, so daß Badeverbote nicht ausge- 
sprochen zu werden brauchten. Dies gilt nach Mitteilung der schleswig- 
holsteinischen Behörden auch für die Badegewässerqualität an den 
schleswig-holsteinischen Küsten von Nord- und Ostsee. Dortige Einzel- 
untersuchungen auf Schadstoffe, wie Schwermetalle und chlorierte Koh- 
lenwasserstoffe, haben ergeben, daß sogar die Grenzwerte nach der 
Trinkwasser-Verordnung erheblich unterschritten werdq;a. 
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Lediglich in Ausnahmefällen können empfindliche Personen auf die 
im Meerwasser enthaltenen Eiweiß an teile allergisch reagieren, die 
z. B. von der immer zu Sommerbeginn vermehrt auftretenden Braunalge 
Phaeocystis pouchetti abgegeben werden und zu Schaumbildungen 
durch Wellenbewegung führen. Bekannt sind ebenfalls Reaktionen durch 
Hautkontakt mit Quallen. 


114. Abgeordneter 

Lennartz 


(SPD) 


Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung 
für eine umfassende toxikologische Bewertung 
der Nord- und Ostsee zu unternehmen, und wel- 
che Maßnahmen hält sie auf Grund von gegebe- 
nenfalls schlechten Befunden für nötig, um 
einem finanziellen Debakel der Seebäder als Ba- 
deorte entgegenzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Eine umfassende Bewertung des Gütezustandes von Nord- und Ostsee 
auch aus toxikologischer Sicht erfolgt fortlaufend im Rahmen der Erstel- 
lung von „Daten zur Umwelt", die vom Umweltbundesamt herausgege- 
ben werden. 

Für die Nordsee wurde in Vorbereitung der 2. Internationalen Nordsee- 
schutz-Konferenz von Wissenschaftlern aller beteüigten Staaten ein 
umfangreicher Quality- status-report of the North- Sea erarbeitet, den der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit veröf- 
fentiicht hat. 

Darüber hinaus werden gegebenenfalls aus aktuellen Anlässen, wie der 
jüngsten Ereignisse in Nord- und Ostsee, von der Bundesregierung wei- 
tere Initiativen zur Bewertung ergriffen. Insoweit wird insbesondere auf 
die Ergebnisse des internationalen wissenschaftlichen Symposiums vom 
23. bis 24. Juni 1988 über die Ursachen des Robbensterbens und der 
Algenblüte im Mai 1988 in Skagerrak und Kattegat hingewiesen. Anläß- 
hch dieses Symposiums wurde eine Reihe von Maßnahmen empfohlen. 
Die Bundesregierung hält die weitere Entlastung der Nord- und Ostsee 
von Nähr- und Schadstoffen für unerläßUch. Entsprechende Initiativen 
wurden von ihr sowohl auf nationaler als auch auf supra- und internatio- 
naler Ebene ergriffen. Die Bundesregierung hat inbesondere darauf hin- 
gewirkt, daß die weitreichenden Beschlüsse der 2. Internationalen Nord- 
seeschutz-Konferenz, die im November 1987 stattgefunden hat, be- 
schleunigt verwirklicht werden müssen. Inzwischen hat Bundesmini- 
ster Professor Dr. Töpfer am 22. Juni 1988 im Umweltausschuß des Deut- 
schen Bundestages Vorschläge zum verstärkten Schutz von Nord- und 
Ostsee gegen Umweltverschmutzung vorgelegt. Diese Vorschläge wer- 
den nunmehr auch mit den für den Vollzug des Wasser- und Abfallrechts 
zuständigen Bundesländern erörtert und umgesetzt. 

Diese Maßnahmen werden dazu beitragen, die Quahtät der Seebäder 
fortlaufend zu verbessern. 


115. Abgeordneter 

Lennartz 


(SPD) 


Welche Maßnahmen erscheinen der Bundesre- 
gierung geeignet, um Kurdirektoren zu verdeut- 
lichen, daß sie die Seebäderqualität als Luftkur- 
orte zu verdeutlichen haben, da die Seebäder als 
Badeorte möglicherweise nicht mehr guten Ge- 
wissens anzupreisen sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keinen Anlaß für die in der Frage 
geäußerten Bedenken hinsichtlich der deutschen Seebäder als Badeorte. 
Darüber hinaus ist die Bedeutung der Seebäder auch als Luftkurorte 
allgemein bekannt. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Kurdi- 
rektoren in den deutschen Seebädern den Erholungswert und die thera- 
peutische Wirksamkeit ihrer Angebote wie bisher laufend und sorgfältig 
kontrollieren. Insgesamt besteht kein Grund, aus gesundheitlich-hygieni- 
schen Gründen vom Baden in deutschen Nord- und Ostseebadegewäs- 
sern Abstand zu nehmen. 


116. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen zum Schutz des Grundwas- 
sers sind bisher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durchgeführt oder beschlossen worden, und 
welche werden noch vorbereitet? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 29. Juni 1988 

Mit der fünften Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz, die am 1. Januar 
1988 in Kraft getreten ist, sind die rahmenrechtlichen Vorschriften zum 
Schutz des Grundwassers verschärft worden. So wurde die Möglichkeit 
geschaffen, unabhängig von bestehenden oder geplanten Wasserversor- 
gungsanlagen Wasserschutzgebiete festzusetzen, um den Eintrag von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in die Gewässer zu verhüten. Außer- 
dem wurden durch die Änderung der §§ 19 g ff. die Anforderungen zum 
Gewässerschutz auch auf Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Ver- 
wenden wassergefährdender Stoffe und auf Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften ausgedehnt. 

Die Umsetzung dieser Vorschriften in Landesrecht und in entsprechende 
Maßnahmen obliegt den Ländern. 

Im neuen Pflanzenschutzgesetz, das ebenfalls am 1. Januar 1987 in Kraft 
getreten ist, wurde das Grundwasser als absolutes Schutzgut aufgenom- 
men. Pflanzenschutzmittel dürfen nur zugelassen werden, wenn sie bei 
bestimmungsgemäßer und sachgerechter Anwendung keine schädlichen 
Auswirkungen auf das Grundwasser haben. Hierüber entscheidet die 
Biologische Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem Bundesgesund- 
heitsamt und dem Umweltbundesamt. 

Zur Verbesserung des Grundwasserschutzes hat die Länderarbeitsge- 
meinschaft Wasser ein Grundwasserschutzprogramm verabschiedet. 

Die Bundesregierung hat ihrerseits am 8. Dezember 1987 eine Konzep- 
tion „Schwerpunkte des Grundwasserschutzes" beschlossen. 

Sie sieht die zukünftigen Schwerpunkte zur Verbesserung des Grund- 
wasserschutzes in der Harmonisierung, Verbesserung und Fortentwick- 
lung der rechtlichen und technischen Vorschriften der verschiedenen 
Rechtsbereiche im Hinblick auf den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, in der ausreichenden Berücksichtigung des Grundwasserschut- 
zes in der TA Abfall und in der Umsetzung des neuen Pflanzenschutz- 
gesetzes, das den Schutz des Grundwassers besonders hervorhebt. 

Die Konzeption sieht auch Maßnahmen vor, die die sachgerechte Umset- 
zung der Gesetze vor Ort erleichtern sollen. Beispiele sind Untersuchun- 
gen über das Gefährdungspotential von Schadstoffen für das Grundwas- 
ser, weitere Verbesserungen der Informationsmöglichkeiten über wasser- 
gefährdende Stoffe und Untersuchungen über Bewertung und Sanierung 
von Grundwasserverunreinigungen. 
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117. Abgeordneter Welche Erschwernisse für die Arbeit der Land- 

Seesing wirte und Gärtner können durch diese Maß- 

(CDU/CSU) nahmen entstehen, und wie kann verhindert 

werden, daß die Betriebe in ihrer Existenz getrof- 
fen werden? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 29. Juni 1988 

Durch die Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes und des Pflanzen- 
schutzgesetzes können Erschwernisse für die Arbeit der Landwirte und 
Gärtner entstehen, deren Ausmaß vom Einzelfall abhängt. Werden in 
einem Wasserschutzgebiet erhöhte Anforderungen festgesetzt, die die 
ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grund- 
stücks beschränken, so ist infolge der Einfügung von § 19 Abs. 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes für die dadurch verursachten wirtschaftlichen 
Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Maßgabe des Landesrechts 
zu leisten, soweit nicht ohnehin Entschädigungspflicht wegen enteignen- 
den Eingriffs besteht. 

118. Abgeordneter Haben die Physikalisch-Technische Bundesan- 

Dr. Schöfberger stalt oder die als Dritte im Sinne des § 9 a Abs, 3 

(SPD) Atomgesetz tätige Deutsche Gesellschaft zum 

Bau und Betrieb von Endlagern für Abfallstoffe 
im Rahmen des im Jahr 1985 erteilten Auftrags, 
mit vorbereitenden Arbeiten für die Errichtung 
einer Anlage zur Versenkung tritiumhaltiger 
Wässer aus der künftigen Wiederaufarbeitungs- 
anlage Wackersdorf zu beginnen, bereits Stand- 
orträume ins Auge gefaßt, Standortuntersuchun- 
gen, z. B. Probebohrungen, vorgenommen, falls 
ja, wo und mit welchem Ergebnis? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Wie Ihnen bereits in der Drucksache 11/2407 S. 34 und 35 und in meinem 
Schreiben vom 27. Juni 1988 dargelegt, sind die bisherigen technischen 
Planungen von der Deutschen Gesellschaft zum Bau und Betrieb von 
Endlagern für Abfallstoffe und der Physikalisch-Technischen Bundesan- 
stalt (PTB) standortunabhängig erfolgt. Probebohrungen oder Feldarbei- 
ten wurden nicht durchgeführt. Die PTB hat zwar Vorarbeiten im Hin- 
blick auf mögliche Formationen und Standorträume auf der Basis von 
Archivdaten begonnen; diese sind jedoch auf der Grundlage von ver- 
schiedenen Prüfkriterien unter Beteiligung von RSK und SSK zu be- 
werten. 

119. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher getan, um 

Dr. Schöfberger die durch Immissionen aus der DDR und aus der 

(SPD) CSSR besonders belasteten Luftverhältnisse in 

Oberfranken zu verbessern, und welche meßba- 
ren Erfolge sind bereits eingetreten? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 1. Juli 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Oberfranken bei bestimmten 
Wetterlagen erhebliche Schwefeldioxid-Belastungen auftreten, die ihren 
Ursprung zum großen Teü in der DDR und CSSR haben. Sie hat daher im 
Jahre 1984 in München eine internationale Konferenz unter Beteüigung 
aller wichtigen Staaten aus Ost- und Westeuropa sowie der USA durch- 
geführt, bei der ein Durchbruch in den internationalen Beziehungen im 
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Bereich der Luftreinhaltung erzielt werden konnten. Als Folge dieser 
Konferenz ist es unter maßgeblicher Mitarbeit der Bundesregierung 
gelungen, das Helsinki- Protokoll von 1985 zu unterzeichnen. Darin ver- 
pflichten sich wichtige Industriestaaten, insbesondere auch die DDR und 
die CSSR, ihre grenzüberschreitenden Emissionen an Schwefeldioxid bis 
zum Jahre 1993 um mindestens 30 v. H. zu verringern. 

Daneben hat die Bundesregierung im letzten Jahr mit der DDR und der 
CSSR ein Umweltschutzabkommen unterzeichnet. Die Vertreter der bei- 
den Staaten haben dabei erklärt, daß sie in Zukunft erhebliche materielle 
Mittel aufwenden wollen, um die Luftverunreinigungen drastisch zu 
reduzieren. Zur zügigen Umsetzung dieser beiden Abkommen hat bereits 
eine Reihe von Expertengesprächen stattgefunden; sie werden im Herbst 
dieses Jahres fortgesetzt. 

Der CSSR ist vor Jahren eine Versuchsanlage zur Rauchgasentschwefe- 
lung nach einem Kalkwaschverfahren zur Verfügung gestellt worden. 
Die mit bayerischer Unterstützung durchgeführten Versuche haben im 
Mai dieses Jahres in einem gemeinsam Unterzeichneten Bericht einen 
positiven Abschluß gefunden. 

• Darüber hinaus werden weitere KooperationsmÖghchkeiten zwischen 
Bayern und der CSSR zur Entschwefelung des in Grenznähe gelegenen 
Braunkohlekraftwerkes Tisova diskutiert. 

120. Abgeordneter Warum war die Bundesregierung bisher nicht 

Großmann bereit, die von der EG-Kommission ausgearbei- 

(SPD) teten Direktiven aus den Jahren 1984 und 1986 

zum Export gefährhcher Abfälle in das nationale 
Recht der Bundesrepublik Deutschland zu über- 
nehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 

Mit der dritten Novelle vom 3. Januar 1985 (BGBl. I S. 204) zum damali- 
gen Abfallbeseitigungsgesetz ist die Richtlinie des Rates über die Über- 
wachung und Kontrolle ~ in der Gemeinschaft - der grenzüberschreiten- 
den Verbringung gefährlicher Abfälle vom 6. Dezember 1984 (84/631/ 
EWG) materiell-rechtlich umgesetzt worden. Der seinerzeit eingefügte 
§ 13 ist unverändert in das Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung 
von Abfällen (Abfallgesetz) vom 27. August 1986 (BGBl. I S. 1410, ber. 
1501) übernommen worden. Danach unterliegen in der Bundesrepublik 
Deutschland die Einfuhr, die Ausfuhr und der Transit von Abfällen der 
Genehmigung durch die zuständigen Behörden. 

Um auch den formalen Bestimmnungen der vorgenannten EG-Richtlinien 
Rechnung zu tragen, hat die Bundesregierung mit den zuständigen 
obersten Behörden der Länder vorläufige Verwaltungsvorschriften zum 
Vollzug vereinbart (vgl. den Niedersächsischen Runderlaß zur Durchfüh- 
rung des Abfallbeseitigungsgesetzes; grenzüberschreitender Verkehr 
nach § 14 AbfG vom 1. Juli 1985 [Nds. MBL Nr. 28 S. 678]). In Kürze wird 
dem Bundeskabinett der Entwurf einer Verordnung über die grenzüber- 
schreitende Verbringung von Abfällen zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden. Mit dieser Verordnung wird das EG-Begleitscheinverfahren ein- 
geführt. 

121. Abgeordneter 

Großmann 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung angesichts der be- 
kanntgewordenen Giftmülltransporte nach Afri- 
ka und in andere europäische und außereuropäi- 
sche Länder nunmehr diese EG-Bestimmungen, 
die jetzt noch ergänzt werden, in ihr nationales 
Recht übernehmen? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 1988 

Der Antwort zu der ersten Frage ist zu entnehmen, daß ein weiterer 
Handlungsbedarf der Bundesregierung zur Umsetzung der EG-Richt- 
linien in nationales Recht nicht besteht. 

Darüber hinaus hält es die Bundesregierung für erforderlich, in der 
Europäischen Gemeinschaft die Vorschriften zu grenzüberschreitenden 
Transporten gefährlicher Güter zu verbessern, die Vermeidung und Wie- 
derverwertung zu intensivieren und den Bau umweltverträglicher Entsor- 
gungsanlagen in der EG auf gleichem und hohem Umweltstandard 
sicherzustellen (vgl. dazu äuch die Antwort der Bundesregierung vom 
5. Juli 1988 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Garbe und 
der Fraktion DIE GRÜNEN „ Giftmüllverbringung nach Afrika'' [Druck- 
sache 11/2475]). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


122. Abgeordneter 

Catenhusen 


(SPD) 


Zu welchen Ergebnissen ist das vom Bundesmi- 
nisterium für Forschung und Technologie mit 
400 000 DM geförderte Projekt zur Untersu- 
chung der Wirkung angebhcher Erdstrahlen, das 
von Professoren, die selbst dem angeblichen 
„Erdstrahlen-Phänomen" unkritisch gegenüber- 
stehen, geleitet wird, gekommen, und durch 
welche Maßnahmen wül das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie sicherstellen, 
daß mit der Berufung auf dieses Forschungsvor- 
haben pseudowissenschafthche Erscheinungen 
wie „Erdstrahlung" öffentlich nicht auf ge wertet 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 29. Juni 1988 


Ihre Anfrage bezieht sich auf das Forschungsvorhaben der Universität 
München „Errichtung und Betrieb von Testanordnungen mit künstlichen 
variablen Feldern niedriger Energie zum Studium der Reaktionen in 
biologischen Makrosystemen". 

Wesentlichstes Ziel des Vorhabens ist es festzustellen, inwieweit „Ruten- 
phänomene unter exakt kontrollierten Versuchsbedingungen" statistisch 
signifikant nachgewiesen werden können. Damit wird der Versuch unter- 
nommen, die immer wieder aufgestellte Behauptung von der schädlichen 
Wirkung von „Erdstrahlen", die in der Öffentlichkeit eine breite Akzep- 
tanz findet, zunächst auf ein meßbares Problem zu reduzieren. 

Das Vorhaben war durch ein unabhängiges Beratungsgremium unter 
Hinzuziehung weiterer externer Sachverständiger mehrfach intensiv dis- 
kutiert und mit großem Nachdruck zur Förderung empfohlen worden. 

Für die Durchführung des Vorhabens wurde der Universität München am 
15. Oktober 1986 ein Betrag von 417 277 DM bewilligt. Nach der Installa- 
tion entsprechender Versuchseinrichtungen und nach ersten orientieren- 
den Vorversuchen wurde im Sommer 1987 mit der Durchführung der 
vorgesehenen Testreihen begonnen. Ergebnisse, die eine statistisch 
abgesicherte Aussage erlauben würden, liegen noch nicht vor und kön- 
nen entsprechend der geltenden Planung auch keinesfalls vor Ende 1988 
erwartet werden. 
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Die an dem Forschungsvorhaben beteiligten Wissenschaftler stehen 
„Erdstrahlen-Phänomenen" sicherlich nicht unkritisch gegenüber. Ihr 
Interesse an der Durchführung dieser Arbeiten basiert jedoch auf der 
prinzipiellen Bereitschaft, solche Phänomene als existent zu akzeptieren, 
falls sie nachgewiesen werden können. Um möglicher Kritik in diesem 
Zusammenhang vorzubeugen, wurde die Versuchsplanung des Vorha- 
bens eingehend begutachtet. Die Versuchsdurchführung wird stichpro- 
benweise durch Mitgheder des Beratergrenüums und durch externe 
Sachverständige überwacht. 

Das Vorhaben soll durch die Erarbeitung exakter Meßergebnisse dazu 
beitragen, daß die öffentiiche Diskussion um „Erdstrahlen- Phänomene" 
versachlicht und auf eine rationale Grundlage gestellt werden kann. 


123. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 6. Juli 1988 

Die grafische Darstellung auf Seite 5 der Pressemitteilung vom 26. Mai 
1988 ist als wertfreie Zusammenstellung aller potentiellen Möglichkeiten 
zur Erzeugung von Wasserstoff zu verstehen. Hierzu zählt grundsätzlich 
auch die Erzeugung von Wasserstoff aus Kernkraftwerken in Schwach- 
lastzeiten. 

Eine Förderung durch die Bundesregierung erfolgt nicht; über die 
Anwendung dieser Technik hat die Energiewirtschaft selbst zu ent- 
scheiden. 


Fördert die Bundesregierung oder hält sie es für 
wünschenswert, Wasserstoff aus Atomkraftwer- 
ken zu gewinnen, wie die Pressemitteilung aus 
dem Bundesministerium für Forschung und 
Technologie vom 26. Mai 1988 auf Seite 5 erken- 
nen läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


124. Abgeordnete 

Frau 

Luuk 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
auf die Regierung in Burma einzuwirken, daß die 
Agrarüberschüsse, die auch durch deutsche Ent- 
wicklungshüfe im Agrarbereich erwirtschaftet 
wurden, nicht an die vietnamesischen Soldaten 
in Laos im Austausch gegen Waffen geliefert 
werden, sondern der Zivilbevölkerung zugute 
kommen? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 4. Juli 1988 

Der Bundesregierung ist nichts darüber .bekannt, daß Agrarüberschüsse, 
die durch deutsche Entwicklungshilfe erwirtschaftet wurden, von der 
birmanischen Regierung an vietnamesische Soldaten in Laos im Aus- 
tausch gegen Waffen gehefert werden. 


Bonn, den 8. Juli 1988 
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